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Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2009

15. Februar 2010

Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Bundesgerichtsgesetz erstatten wir Ihnen den 
Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2009.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer  
vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesgerichts

Der Präsident: 	 Lorenz Meyer
Der Generalsekretär: 	 Paul Tschümperlin
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Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane
Präsidium
Bundesgerichtspräsident:	 Lorenz Meyer
Vizepräsidentin:	 Susanne Leuzinger

Verwaltungskommission
Präsident:	 Lorenz Meyer
Vizepräsidentin:	 Susanne Leuzinger
Mitglied:	 Gilbert Kolly

Präsidentenkonferenz
Vorsitzender:	 Michel Féraud, Präsident I. OerA

Mitglieder:	 Ulrich Meyer, Präsident II. SorA

		  Kathrin Klett, Präsidentin I. ZirA

		  Robert Müller, Präsident II. OerA

		  Dominique Favre, Präsident StrA

		  Rudolf Ursprung, Präsident I. SorA

		  Fabienne Hohl, Präsidentin II. ZirA

Stab Leitungsorgane
Generalsekretär:	 Paul Tschümperlin
Stellvertreter:	 Jacques Bühler

Abteilungen
Erste öffentlich-rechtliche Abteilung (I. OerA)
Präsident:	 Michel Féraud
Mitglieder:	 Heinz Aemisegger
		  Bertrand Reeb
		  Niccolò Raselli
		  Jean Fonjallaz
		  Ivo Eusebio

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung (II. OerA)
Präsident:	 Robert Müller
Mitglieder:	 Thomas Merkli
		  Peter Karlen
		  Andreas Zünd
		  Florence Aubry Girardin
		  Yves Donzallaz

Erste zivilrechtliche Abteilung (I. ZirA)
Präsidentin:	 Kathrin Klett
Mitglieder:	 Bernard Corboz
		  Vera Rottenberg Liatowitsch
		  Gilbert Kolly
		  Christina Kiss

Allgemeiner Teil
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Zweite zivilrechtliche Abteilung (II. ZirA)
Präsidentin:	 Fabienne Hohl
Mitglieder:	 Elisabeth Escher
		  Lorenz Meyer
		  Luca Marazzi
		  Laura Jacquemoud (bis 31.10.)
		  Nicolas von Werdt
		  Christian Herrmann (ab 1.11.)

Strafrechtliche Abteilung (StrA)
Präsident:	 Dominique Favre
Mitglieder:	 Roland Schneider
		  Hans Wiprächtiger
		  Pierre Ferrari (bis 31.10.)

		  Hans Mathys
		  Laura Jacquemoud (ab 1.11.)

Erste sozialrechtliche Abteilung (I. SorA)
Präsident:	 Rudolf Ursprung
Mitglieder:	 Susanne Leuzinger
		  Jean-Maurice Frésard
		  Martha Niquille
		  Marcel Maillard

Zweite sozialrechtliche Abteilung (II. SorA)
Präsident:	 Ulrich Meyer
Mitglieder:	 Aldo Borella
		  Yves Kernen
		  Hansjörg Seiler
		  Brigitte Pfiffner Rauber

Rekurskommission
Präsidentin:	 Vera Rottenberg Liatowitsch
Mitglieder:	 Yves Kernen
		  Ivo Eusebio
in Personalangelegenheiten zusätzlich:	 Jean-Marc Berthoud
		  Josef Fessler
Ersatzleute:	 Antoine Thélin
		  Peter Uebersax
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Gerichtsorganisation

Die Gerichtsorganisation blieb im Berichtsjahr 
unverändert. Das Gesamtgericht beschloss 
am 27.10.2009, beim Parlament gegenwärtig 
keine weiteren Richterstellen zu beantragen. 
An der gleichen Sitzung beschloss es, die 
Richterstellen zwischen der Strafrechtlichen 
und der Ersten öffentlich-rechtlichen Abtei-
lung während der laufenden Zweijahresperio-
de unter Vorbehalt aussergewöhnlicher Um-
stände nicht zu verschieben. Ferner beschloss 
das Gesamtgericht am 27.10.2009, die Abtei-
lungen so zusammenzusetzen, dass in keiner 
Abteilung Richter oder Richterinnen dersel-
ben politischen Partei über eine absolute 
Mehrheit verfügen.

Zusammensetzung des Gerichts

Im Berichtsjahr amteten Lorenz Meyer als 
Präsident und Susanne Leuzinger als Vizeprä-
sidentin des Gerichts. Das Gesamtgericht 
konstituierte sich mit Beschlüssen vom 
24.11.2008 und 27.10.2009.
	 Bundesrichter Pierre Ferrari erklärte auf 
Ende Oktober 2009 seinen Rücktritt. Die Ver-
einigte Bundesversammlung wählte am 
23.9.2009 Christian Herrmann, Frinvillier/BE, 
Oberrichter im Kanton Bern, zu seinem Nach-
folger. Er trat sein Amt am 1.11.2009 an.
	 Auf Ende März 2010 erklärte Bundesrichter 
Robert Müller seinen Rücktritt. Die Vereinigte 
Bundesversammlung wählte am 9.12.2009 
Thomas Stadelmann, Kastanienbaum/LU, 
Richter am Bundesverwaltungsgericht, zu sei-
nem Nachfolger.
	 Das Gericht stellte Beat Dold, Virginie 
Aguet, Bénédicte Tornay Schaller, Christoph 
Hurni, Aimo Zähndler, Christian Winiger, Son-
ja Koch, Roberto Faga, Emmanuel Piaget, Lea 
Unseld, Stefan Keller und Christoph Errass 
definitiv als Gerichtsschreiberinnen bzw. Ge-
richtsschreiber ein.
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Geschäftslast

Die Statistiken (S. 18 ff.) geben über die Ge-
schäftslast im Einzelnen Auskunft. Sie weisen 
7192 Eingänge aus (Vorjahr 7147). Gegenüber 
dem Vorjahr sind die Eingänge somit leicht 
um 45 Fälle oder 0,6% angestiegen.
	 Bei einem Vergleich der Belastung nach 
OG und BGG ist zu berücksichtigen, dass ge-
mäss BGG viele Fälle in einem einheitlichen 
Verfahren beurteilt werden, die früher mit zwei 
Rechtsmitteln ans Bundesgericht hätten ge-
zogen werden müssen. Nach OG müssten der 
Statistik des Jahres 2009 671 (Vorjahr 893) 
Fälle hinzugerechnet werden, womit 7863 
Eingänge zu verzeichnen wären.
	 Das Gericht erledigte 7242 Fälle (Vorjahr 
7515). Dies erlaubte fünf Abteilungen, die 
Zahl der Pendenzen weiter abzubauen, in 
zwei Abteilungen nahmen sie  leicht zu. Das 
Gericht übertrug insgesamt 2234 pendente 
Fälle auf das Folgejahr (Vorjahr 2284). Dies 
ergibt pro Abteilung durchschnittlich 319 
pendente Fälle. 
	 Die Eingänge und Erledigungen verteilen 
sich wie folgt auf die Abteilungen:

Abteilung Eingänge Erledigungen

I. OerA
Grundrechte, Raum
planungs- und Bau-
recht, politische 
Rechte, Bürgerrecht, 
strafprozessuale 
Zwischenentscheide

989 996

II. OerA
Grundrechte, Steuer-
recht, Ausländerrecht, 
öffentliches  
Wirtschaftsrecht

958 919

I. ZirA
OR, Versicherungs
vertrag, privates 
Wettbewerbsrecht, 
Immaterialgüterrecht

816 793

II. ZirA
ZGB und SchKG

1082 1097

StrA
Strafrecht

1129 1132

I. SorA
IV, Unfallversicherung, 
Sozialhilfe, öffentliches 
Personalrecht

1106 1169

II. SorA
IV, AHV, Kranken
versicherung,  
berufliche Vorsorge

1108 1132

Weitere Instanzen
Aufsicht, freiwillige 
Gerichtsbarkeit

4 4

Total 7192 7242

Die Geschäftslast des Bundesgerichts ist da-
mit auf hohem Niveau stabil geblieben. Ein-
gänge und Erledigungen bewegen sich im 
Rahmen der vier davor liegenden Jahre. Die 
Geschäftslast kann von den Abteilungen zwar 
innert angemessener Frist, mitunter aber nicht 
in der erforderlichen Tiefe bewältigt werden. 
Die durchschnittliche Prozessdauer betrug 
131 Tage (Vorjahr 151 Tage). 
	 Das Gericht wurde von Parlament, Bun-
desrat und Bundesverwaltung in 32 (Vorjahr 
25) Fällen zu Gesetzes- und Verordnungspro-
jekten zur Vernehmlassung eingeladen. Es er-
stattete 10 Stellungnahmen (Vorjahr 9). Ein 
besonderes Schwergewicht bildete das Straf-
behördenorganisationsgesetz.
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Koordination der Rechtsprechung

Die Präsidentenkonferenz präzisierte am 
22.6.2009 die Rubrumsregeln, namentlich die 
Bezeichnung bestimmter Verfahrensparteien, 
und passte dazu die Weisung Nr. 4 an. Sie be-
schloss ferner, die Redaktionsrichtlinien über-
arbeiten zu lassen. 
	 Die Koordination der Rechtsprechung un-
ter den Abteilungen gemäss Art. 23 Abs. 2 
BGG mündete in vier Entscheidungen der ver-
einigten Abteilungen mit bindender Wirkung 
für die urteilende Abteilung. In weiteren Fällen 
fand eine informelle Vorabklärung des Koordi-
nationsbedarfs statt. 

Gerichtsverwaltung

Nebenamtliche Richter
Die ab 1.1.2009 noch 19 nebenamtlichen Rich-
terinnen und Richter erstatteten in 200 Fällen 
Bericht und Antrag (Vorjahr 365). Sie wendeten 
insgesamt 554 Arbeitstage auf (Vorjahr 749). 
Die gesamten Kosten für die nebenamtlichen 
Richterinnen und Richter beliefen sich auf  
Fr. 742 000 (Vorjahr Fr. 996 000).

Controlling
Das Informatikprogramm für das von der GPK 
genehmigte Controlling-Konzept ist weiter op-
timiert worden. Mit wenigen Ausnahmen, die 
von einem weiteren Projekt abhängig sind, 
können der GPK nun alle vereinbarten Daten 
geliefert werden. 
	 Im langfristig angelegten Projekt zur Ge-
wichtung der Fälle wurde eine externe Mach-
barkeitsstudie in Auftrag gegeben, ob und wie 
kantonale Daten zur Geschäftslastbewirt-
schaftung auch für das Bundesgericht genützt 
werden können.
	 Die Bundesrichter und Bundesrichterinnen, 
die Gerichtsschreiber und Gerichtsschreibe-
rinnen sowie ausgewählte Mitarbeitende be-
antworteten den Fragebogen, den das Bun-
desamt für Justiz im Rahmen der Evaluation 
der Wirksamkeit des BGG zuhanden des Par-
laments ausarbeiten liess. Einzelne Mitglieder 
und Mitarbeitende gaben überdies ein aus-
führliches Interview.

Personelles
Das Bundesgericht zählte im Berichtsjahr 38 
Richterstellen. Der Personaletat betrug unver-
ändert 279,4 Stellen, davon 127 Stellen für 
Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschrei-
ber. Im Jahresdurchschnitt waren 273,6 Stel-
len bzw. 125,1 GS-Stellen besetzt.
	 Das Beurteilungssystem wurde wie in der 
Allgemeinen Bundesverwaltung von fünf auf 
vier Stufen vereinfacht. Die sich auf die jährli-
che Leistungsbeurteilung stützenden Lohner-
höhungssätze und das Prämiensystem wurden 
ebenfalls der Entwicklung des Bundesperso-
nalrechts angepasst.
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Informatik
Das Bundesgericht hat auch im Berichtsjahr 
die Bürokommunikation und die fachspezifi-
schen Anwendungen des Bundesverwaltungs-
gerichts betrieben. Für die zusätzliche  
Verbesserung und Entwicklung von Funktio-
nalitäten wendete der Informatikdienst des 
Bundesgerichts zugunsten des Bundesverwal-
tungsgerichts insgesamt 3500 Arbeitsstunden 
auf. Sonderanpassungen in verschiedenen 
Programmen wurden namentlich für die Amts-
hilfefälle in Sachen UBS – USA vorgenommen. 
Für das Folgejahr hat sich das Bundesgericht 
mit dem Bundesverwaltungsgericht bei grund-
sätzlich vertragslosem Zustand auf Über-
gangsdienstleistungen verständigt, die dem 
Bundesverwaltungsgericht einen ordentlichen 
Gerichtsbetrieb ermöglichen. 
	 Am 17.8.2009 genehmigte die Verwal-
tungskommission die Neuorganisation des In-
formatikdienstes. Der Dienst wird von 31,3 
auf 21,2 Stellen verkleinert; gewisse Aufga-
ben und Stellen werden anderen Diensten zu-
gewiesen. Die interne Neuorganisation ist so-
fort begonnen worden; die Reduktion von 5,8 
Informatikerstellen wird – vorzeitige Abgänge 
vorbehalten – auf den Zeitpunkt der Trennung 
vom Bundesverwaltungsgericht realisiert.
	 Im Zuge der ständigen Erneuerung migrierte 
das Bundesgericht auf die neue Plattform Open-
Solaris und führte StarOffice 9 sowie die neues-
ten Versionen des Mail- und Kalenderclients ein. 
Die Informatikstrategie wurde nachgeführt.

Bibliothek
Das Bundesgericht hat beschlossen, den vom 
VBS übernommenen Bibliotheksverbund Alex-
andria zu verlassen und sich dem Bibliotheks-
verbund RERO (Réseau romand) anzuschlies-
sen. Weitere juristische Bibliotheken des 
Bundes folgten diesem Beispiel.

Amtliche Sammlung BGE
Das Bundesgericht hat im Berichtsjahr in Zu-
sammenarbeit mit dem BBL eine WTO-Aus-
schreibung für den Druck, die Lagerung 
und Abonnementsverwaltung der Amtlichen 
Sammlung BGE sowie den Webstore durchge-
führt. Den Zuschlag erhielt die Firma Stämpfli 
AG, Bern. Die Dienste des Bundesgerichts 
werden in der Folge erhebliche Umstellungs-
arbeiten zu leisten haben. 

Informationswesen
Das Bundesgericht veröffentlichte im Be-
richtsjahr 263 Urteile in der Amtlichen Samm-
lung der Bundesgerichtsurteile (Vorjahr 265). 
Mit Ausnahme von 3 Fällen schaltete es alle 
verfahrensabschliessenden Entscheide im In-
ternet auf, um die Transparenz der Rechtspre-
chung zu gewährleisten. Die Dispositive aller 
Urteile wurden in der Eingangshalle des Bun-
desgerichts in Lausanne öffentlich aufgelegt.
	 Die aktive Berichterstattung des Bundes-
gerichts über seine Urteile ist im Berichtsjahr 
verstärkt worden. Das Bundesgericht berich-
tete ab März mit 16 Medienmitteilungen erst-
mals systematisch über seine Rechtspre-
chung, soweit ein besonderes öffentliches 
Interesse bestand. Dazu wurde die Organisati-
on des Generalsekretariats und der zentralen 
Kanzlei angepasst.

Beziehungen zu ausländischen Gerichten
Der Bundesgerichtspräsident vertrat das Bun-
desgericht vom 16. bis 24.1.2009 an der ers-
ten Weltkonferenz der Verfassungsgerichte in 
Kapstadt. Eine Delegation des Bundesgerichts 
nahm im Juni in Cotonou (Benin) am fünften 
Kongress der ACCPUF teil, einer frankopho-
nen Vereinigung der Verfassungsgerichte. Der 
Bundesgerichtspräsident rückte dabei in Ab-
wesenheit turnusgemäss als zweiter Vizeprä-
sident nach. Vertretungen des Bundesgerichts 
nahmen im Oktober am fünften Europäischen 
Juristentag in Budapest und an der Vorkonfe-
renz der Europäischen Verfassungsgerichte in 
Bukarest teil. Im November war das Bundes-
gericht auch an der zehnten Vollversammlung 
des CCJE vertreten, einem sich Richterfragen 
widmenden Organ des Europarates.
	 Das Bundesgericht gewährte dem Büro der 
ACCPUF am 23. Oktober für dessen ordentli-
che Jahressitzung Gastrecht und richtete das 
übliche Rahmenprogramm aus. Es empfing im 
Verlaufe des Jahres verschiedene ausländi-
sche Richterdelegationen.
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Beziehungen zum Parlament
Bundesgericht und Parlament pflegten im Be-
richtsjahr intensive und konstruktive Kontakte. 
Die Subkommissionen Gerichte der GPK hiel-
ten ihre jährliche Sitzung zu den Geschäftsbe-
richten des Bundesgerichts, des Bundesstraf-
gerichts und des Bundesverwaltungsgerichts 
am 24.4.2009 am Sitz des Bundesgerichts in 
Lausanne ab. In der Folge vertrat der Bundes-
gerichtspräsident diese in der gemeinsamen 
Plenarsitzung der Geschäftsprüfungskommis-
sionen und in den beiden eidgenössischen Rä-
ten. Er vertrat die Voranschläge und Rechnun-
gen der drei eidgenössischen Gerichte in den 
Finanzkommissionen, teilweise auch in den 
Subkommissionen, und in den eidgenössi-
schen Räten. Hinzu kamen in Bezug auf Recht-
setzungsvorhaben Kontakte mit den Rechts-
kommissionen sowie bezüglich Wahlen und 
Personalfragen mit der Gerichtskommission. 
	 Das Bundesgericht unterstützt die Bemü-
hungen mehrerer parlamentarischer Kommis-
sionen, die Kontakte zum Bundesgericht  
etwas zu kanalisieren, um den Koordinations-
bedarf zu vermindern.

Beziehungen zum EJPD
Die Vorsteherin des EJPD besuchte am 16. 
November das Bundesgericht. Mit der Spitze 
des Bundesgerichts wurden gemeinsam inter
essierende Fragen besprochen.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesgerichts weist im 
Berichtsjahr Ausgaben in der Höhe von  
Fr. 89 897 000 und Einnahmen in der Höhe von 
Fr. 16 287 000 aus. Der Deckungsgrad betrug 
somit 18%. Die Gerichtsgebühren beliefen sich 
auf Fr. 11 064 000. Diesen Gebühren stehen ef-
fektive Verluste von Fr. 792 000 gegenüber. 
Gemessen an den fakturierten Gerichtsgebüh-
ren des Berichtsjahres betragen die Verluste 
somit 7,2%. Die Wiedereingänge abgeschrie-
bener Forderungen betrugen Fr. 92 000.
Die Leistungsverrechnung gegenüber dem 
BVGer betrug Fr. 3 853 000. 

Betrag in CHF

Ausgaben 89 897 000

Einnahmen 16 287 000

Aufsichtstätigkeit gegenüber  
den erstinstanzlichen Gerichten

Sitzungen
Am 3.4.2009 behandelte das Bundesgericht 
mit dem Bundesstrafgericht und dem Bun-
desverwaltungsgericht je getrennt die Rech-
nung 2008 und den Voranschlag 2010 sowie 
gerichtsspezifische Fragen. Allgemeine Fra-
gen der Aufsicht und Zusammenarbeit wur-
den in einem gemeinsamen Teil erörtert. Wei-
tere Sitzungen fanden am 7. September beim 
Bundesverwaltungsgericht in Bern und am 11. 
September beim Bundesstrafgericht in Bellin-
zona statt.

Berichterstattung
Das Bundesgericht vereinfachte im Einver-
nehmen mit den erstinstanzlichen Gerichten 
die regelmässige Berichterstattung. Sie be-
schränkt sich neu auf zwei schriftliche Re-
portings Anfang und Mitte Jahr. Hinzu kom-
men zwei Aufsichtssitzungen, die erste zu 
Voranschlag, Rechnung und Geschäftsbericht 
im Frühjahr, die zweite zu allgemeinen The-
men im Herbst. Dieses Konzept erlaubt einen 
genügenden Kontakt zwischen den Gerichten.

Aufsichtsanzeigen
Beim Bundesgericht gingen vier Aufsichtsan-
zeigen gegen das Bundesverwaltungsgericht 
ein. Das Bundesgericht gab den Aufsichtsan-
zeigen keine Folge. In zwei Fällen traf das 
Bundesverwaltungsgericht selbst die nötigen 
Massnahmen, womit die Aufsichtsanzeigen 
gegenstandslos wurden.
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Zusammenarbeit mit den  
erstinstanzlichen Gerichten

Das Bundesgericht erstattete der Gerichts-
kommission auf deren Wunsch und im Einver-
nehmen mit dem Bundesstrafgericht und dem 
Bundesverwaltungsgericht einen Bericht über 
Anpassungen im Lohnsystem für die erstins-
tanzlichen Richter und Richterinnen.  
	 Die Zusammenarbeit zwischen den Diens-
ten der Gerichte ist gut und sachorientiert. Sie 
dient vorwiegend dem Informationsaus-
tausch. Infolge des Entscheids des Bundes-
verwaltungsgerichts, sich von der Informatik 
des Bundesgerichts zu trennen, ist die Pro-
jektzusammenarbeit rückläufig.
	 Der Generalsekretär und die beiden Gene-
ralsekretärinnen trafen sich am 9.2.2009, 
24.6.2009 und 26.11.2009 zum Gedanken-
austausch.

Eidgenössische Erlasskommission 
für die direkte Bundessteuer

Es sind keine Mutationen zu verzeichnen. 
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Europäischer Gerichtshof für  
Menschenrechte

Im Berichtsjahr wurden beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 471 (Vorjahr 
325) Beschwerden gegen die Schweiz einge-
reicht. Der Gerichtshof registrierte 368 (Vor-
jahr 155) Beschwerden offiziell ein. 
	 Die Schweizerische Regierung wurde in 25 
Fällen zur Vernehmlassung eingeladen. In 19 
Fällen war das Bundesgericht letzte nationale 
Instanz, in einem Fall das Bundesstrafgericht, 
in vier Fällen das Bundesverwaltungsgericht. 
Ein Fall betraf eine andere Behörde.
	 Das Bundesgericht wurde vom Schweizeri-
schen Prozessbevollmächtigten in 16 Fällen 
(Vorjahr 17) zur Vernehmlassung eingeladen. 
	 Der Europäische Gerichtshof stellte in 5 
von 7 im Berichtsjahr materiell beurteilten Fäl-
len, die vom Bundesgericht als letzte nationa-
le Instanz entschieden worden sind, eine Ver-
letzung der Konvention durch die Schweiz 
fest (Vorjahr 4 Verletzungen).
	 Der Fall Werz betraf in einem bernischen 
Strafverfahren das Recht auf Beurteilung in-
nert  angemessener Frist und auf rechtliches 
Gehör (Verletzung von Art. 6 EMRK), der Fall 
Gsell die Verweigerung des Zugangs zum 
World Economic Forum (WEF) in Davos für ei-
nen Journalisten (Verletzung von Art. 10 
EMRK), der Fall Glor die Militärpflichtersatz-
abgabe eines nicht zum Militärdienst zugelas-
senen Diabetikers (Verletzung von Art. 14 in 
Verbindung mit Art. 8 EMRK) und der Fall  
Nadine Schlumpf die Weigerung der Kranken-
kasse, einem 65-jährigen Vater von vier  
Kindern die Geschlechtsumwandlung zu be-
zahlen, wenn bestimmte Voraussetzungen 
nach der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung nicht erfüllt sind, den Stellenwert ärzt-
licher Gutachten und den Verzicht auf eine 
öffentliche Gerichtsverhandlung (Verletzung 
von Art. 6 und 8 EMRK). 
	

Der Fall «Verein gegen Tierfabriken in der 
Schweiz» betraf die Weigerung des Bundes-
gerichts, sein Urteil gestützt auf ein Urteil des 
EGMR zu revidieren, unter anderem, weil der 
Verein den Prozessgegenstand bildenden 
Fernsehspot nach dem fraglichen Urteil  
des EGMR geändert hatte (Verletzung von Art. 
10 EMRK). Diese erneute Verurteilung der 
Schweiz in der gleichen Sache ist in verschie-
dener Hinsicht problematisch. Sie stellt im Er-
gebnis jene Vertragsstaaten, die freiwillig eine 
Revision des letzten nationalen Urteils vorse-
hen, schlechter als jene Staaten, die darauf 
verzichten. Ohne diese Revisionsmöglichkeit 
wäre eine erneute Verurteilung nicht möglich 
gewesen. Die Revision eines Urteils des Bun-
desgerichts ist heute vorgesehen, wenn der 
EGMR die Verletzung der EMRK feststellt, 
diese Verletzung durch eine Entschädigung 
nicht ausgeglichen werden kann und die Revi-
sion notwendig ist, um die Verletzung zu be-
seitigen (Art. 122 BGG).
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Verwaltungskommission
Die Verwaltungskommission nahm zuhanden 
der Rechtskommissionen von Nationalrat und 
Ständerat zum Strafbehördenorganisations-
gesetz Stellung. Das Bundesgericht setzte 
sich dafür ein, dass als Rechtsmittel gegen 
die Strafurteile des Bundesstrafgerichts die 
Beschwerde in Strafsachen und nicht die Be-
rufung vorgesehen wird und die Legitimation 
des Geschädigten zur Beschwerde in Straf
sachen auf das Opfer beschränkt wird (beides 
wie in erster Lesung vom Ständerat beschlos-
sen und entsprechend der heutigen Rechts
lage). Es vertrat die Auffassung, dass für ein 
besonderes Aufsichtsorgan über die Bundes-
anwaltschaft eine Verfassungsergänzung not-
wendig sei, und regte an, die Aufsicht über 
die Bundesanwaltschaft einem bestehenden 
Verfassungsorgan zuzuweisen, wenn möglich 
dem Bundesrat oder dem Parlament (wie in 
erster Lesung vom Nationalrat beschlossen, 
der sich für eine Aufsicht durch den Bundes-
rat ausgesprochen hat). Im Zusammenhang 
mit dem Strafbehördenorganisationsgesetz 
wies das Bundesgericht auch auf die unglück-
liche Namensgebung der eidgenössischen 
Gerichte hin: Bundesgericht, Bundesstrafge-
richt, Bundesverwaltungsgericht und Bundes-
patentgericht. Es stellte fest, dass Bürgerinnen 
und Bürger, Rechtsanwälte und Behördenver-
treter diese Gerichte wegen ihrer ähnlichen 
Namen immer wieder verwechseln oder anneh-
men, die erstinstanzlichen Gerichte seien Ab-
teilungen des Bundesgerichts.

Erste öffentlich-rechtliche Abteilung
Die Volksabstimmung vom 17.5.2009 betref-
fend biometrische Pässe und Reisedokumente 
ergab ein Resultat von 50,14% Ja-Stimmen 
gegen 49,86% Nein-Stimmen. Anlässlich einer 
dagegen erhobenen Abstimmungsbeschwerde 
entschied das Bundesgericht, im Falle eines 
sehr knappen Resultats einer eidgenössischen 
Abstimmung bestehe ein Anspruch auf Nach-
zählung (BGE 1C_275/2009 vom 1. Oktober 
2009). Die Tatsachenvermutung, dass ein sehr 
knappes Resultat mit entscheidenden Zähl
fehlern behaftet sei, ist nach diesem Entscheid 

gleich zu behandeln wie «Unregelmässigkei
ten» gemäss Art. 77 Abs. 1 lit. b BPR. Das 
Bundesgesetz über die politischen Rechte ent-
hält indessen im Gegensatz zu verschiedenen 
kantonalen Gesetzen keine Anhaltspunkte zur 
Frage, ab wann ein Abstimmungsergebnis in 
diesem Sinne als sehr knapp zu gelten hat. Bei 
einer Regelung dieser Frage durch den Ge-
setzgeber wäre denkbar, die Voraussetzungen 
für eine Nachzählung mit Worten zu umschrei-
ben (z.B. mit dem Begriff «sehr» oder «äusserst 
knappes Resultat») und damit den rechtsan-
wendenden Behörden einen gewissen Spiel-
raum zu belassen, oder die Nachzählung vom 
Unterschreiten einer bestimmten prozentualen 
Differenz zwischen Ja- und Nein-Stimmen ab-
hängig zu machen.
	 Eine Regelungslücke besteht zudem in Be-
zug auf den Rechtsmittelweg. Die gesetzlich 
vorgesehene Abstimmungsbeschwerde an 
die Kantonsregierung ist im Falle eines sehr 
knappen eidgenössischen Abstimmungser-
gebnisses ein untaugliches Rechtsmittel. Ei-
ner Kantonsregierung fehlt die Kompetenz, 
Nachzählungen in anderen Kantonen oder für 
die ganze Schweiz anzuordnen. In seinem 
Entscheid hat sich das Bundesgericht des-
halb direkt gestützt auf Art. 29a BV (Rechts
weggarantie) i.V.m. Art. 34 BV (politische 
Rechte) sowie unter Berücksichtigung von 
Art. 80 BPR als zuständige Beschwerdeins-
tanz bezeichnet.

Strafrechtliche Abteilung
In BGE 135 IV 113 E. 2.4 S. 115 bis 119 hat die 
Strafrechtliche Abteilung die Tragweite einer 
Differenz zwischen dem deutschen und italie-
nischen gegenüber dem französischen Wort-
laut von Art. 116 Abs. 3 Ausländergesetz (AuG) 
beurteilen müssen. Da die deutsche, französi-
sche und italienische Fassung des Gesetzes-
textes grundsätzlich den gleichen Stellenwert 
haben, musste mit den üblichen Auslegungs-
regeln der wirkliche Sinn der Norm gesucht 
werden. Aus der Entstehungsgeschichte, der  
Gesetzessystematik und dem Zweck der Be-
stimmung hat sich ergeben, dass der französi-
sche Wortlaut nicht dem Willen des Gesetz

Hinweise an den Gesetzgeber
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gebers entspricht, der bei der qualifizierten 
Förderung der rechtswidrigen Ein- oder Aus-
reise und des rechtswidrigen Aufenthalts eine 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren in Verbin-
dung mit einer Busse (amende) oder eine Bus-
se (amende) vorsieht. Der Gesetzgeber wollte 
die im Ausländergesetz vorgesehenen Strafen 
vielmehr dem Sanktionensystem gemäss dem 
neuen Allgemeinen Teil des Strafrechts an-
passen. Die qualifizierten Fälle von Art. 116 
Abs. 3 AuG müssen daher mit einer Freiheits-
strafe in Verbindung mit einer Geldstrafe (pei-
ne pécuniaire, pena pecuniaria) und nicht in 
Verbindung mit einer Busse (amende, multa) 
geahndet werden oder (allein) mit einer Geld-
strafe. Die Systematik von Art. 116 AuG führt 
zum gleichen Resultat, da die qualifizierten 
Fälle nicht gleich zu ahnden sind wie die leich-
ten Fälle, für die eine Busse vorgesehen ist, 
und es zu verhindern gilt, dass schwere Ver-
fehlungen leichter bestraft werden als ge-
wöhnliche. Ausserdem konnte es nicht Ab-
sicht des Gesetzgebers sein, eine maximale 
Busse von 10 000 Franken vorzusehen (Art. 
106 Abs. 1 StGB), während diese unter der 
Herrschaft des ANAG bis zu 100 000 Franken 
betragen konnte; der Gesetzgeber wollte die 
Strafdrohung gegenüber dem früheren ANAG 
vielmehr erhöhen.
	 Der Begriff «amende» in der französischen 
Fassung von Art. 116 Abs. 3 AuG beruht somit 
auf einem gesetzgeberischen Versehen; ge-
meint ist entsprechend der deutschen und ita-
lienischen Fassung die «Geldstrafe» (peine 
pécuniaire) im Sinne von Art. 34 StGB. 
	 Die Redaktionskommission der Eidg. Räte 
hat dies am 14.7.2009 entsprechend korrigiert. 

Sozialrechtliche Abteilungen
Die Erste und die Zweite sozialrechtliche Ab-
teilung stellen in ihrer täglichen Spruchpraxis 
fest, dass das medizinische Abklärungswesen 
der Invalidenversicherung (IV) in verschiede-
ner Hinsicht gewisse Defizite institutionell-or-
ganisatorischer Art aufweist, die im Rahmen 
der Rechtsprechung nicht behoben werden 
können. Dies betrifft namentlich die Qualitäts-
kontrolle, die fehlende Transparenz der Ex-

pertenauswahl und ihres Verhältnisses zur IV 
(seitens der Versicherten wird immer wieder 
der Verdacht einer zielorientierten Auswahl 
wirtschaftlich abhängiger Gutachter durch die 
IV-Stellen geäussert, ohne dass dies – man-
gels verfügbarer Daten – allgemein entkräftet 
werden könnte) und die nicht vorhandenen 
Grundlagendaten diagnostischer Art, soweit 
sie zur Zusprechung oder Ablehnung von IV-
Rentenleistungen führen.
	 Zur Gewährleistung eines rechtsgleichen 
Gesetzesvollzuges ist es aus der Sicht des 
Bundesgerichts notwendig, dass das Bun-
desamt für Sozialversicherungen im Rahmen 
der durch die 5. IV-Revision verstärkten Auf-
sicht (Art. 64a IVG, in Kraft seit 1. Januar 
2008) diese Fragen einer raschen, unkompli-
zierten und nachhaltigen Lösung zuführt,  
welche die grundsätzliche Akzeptanz des Ab-
klärungssystems durch die Versicherten ge-
währleistet, dies auch mit Blick auf die Be-
schreitung des Rechtsweges gegen rentenab-
lehnende Verfügungen und die damit verbun-
dene hohe Belastung der kantonalen 
Versicherungsgerichte und der beiden sozial-
rechtlichen Abteilungen des Bundesgerichts.
	 Eine sogleich und ohne Kostenfolgen um-
setzbare wirksame Massnahme bestünde in 
der Änderung des Art. 76 Abs. 1 lit. g der  
Verordnung über die Invalidenversicherung 
(IVV; SR 831.201). Die einschränkenden Vor-
aussetzungen der – im Interesse der Qualitäts-
kontrolle, Transparenz und Interdisziplinarität 
gebotenen – Zustellung der IV-Verfügung an 
den medizinischen Experten (nur auf dessen 
Antrag und unter Zustimmung der versicher-
ten Person hin) sollten ersatzlos gestrichen 
werden. Bedenken datenschutz- oder persön-
lichkeitsrechtlicher Natur vermögen hiegegen 
nicht aufzukommen, da die begutachtende 
Arztperson durch die Zustellung der Verfü-
gung in aller Regel nicht mehr erfährt, als was 
sie aufgrund des ihr zur Verfügung gestellten 
gesamten Versicherungsdossiers nicht ohne-
hin weiss. Ihr das Wissen über das Ergebnis 
ihrer Expertenarbeit (Ablehnung oder Gewäh-
rung der IV-Leistungen) vorzuenthalten, ergibt 
keinen vernünftigen Sinn.
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Zweite sozialrechtliche Abteilung
Begünstigung in der beruflichen Vorsorge, 
Art. 19, 20 und 20a BVG. In BGE 9C_488/2009 
vom 16.12.2009 hat sich die Frage gestellt, 
wie die Rangordnung der nach BVG begüns-
tigten Personen ist – Art. 19 (überlebender 
Ehegatte), Art. 20 (Waisen) und Art. 20a (wei-
tere begünstigte Personen). Klar ist, dass 
überlebender Ehegatte und Waisen die ge-
setzlichen Mindestleistungen in jedem Fall er-
halten müssen. Ebenfalls klar ist die Rangord-
nung unter den verschiedenen in Art. 20a 
genannten Gruppen. Hingegen fragt sich, ob 
es zulässig ist, für eine der in Art. 20a ge-
nannten Personen (in casu: Konkubinatspart-
nerin) eine überobligatorische Leistung (in 
casu: Todesfallkapital) vorzusehen, wenn da-
neben die in Art. 19/20 genannten Personen 
(in casu: Waise) nur die gesetzliche Mindest-
leistung oder jedenfalls eine weniger hohe 
überobligatorische Leistung erhalten. Das 
Bundesgericht hat in seinem Urteil diese Fra-
ge unter Hinweis auf den den Vorsorgeein-
richtungen zustehenden Autonomiebereich 
für das Verhältnis zwischen Konkubinatspart-
nerin und Waise bejaht, aber offen gelassen, 
wie es sich im Verhältnis zwischen Konkubi-
natspartnerin und überlebender Ehegattin 
oder zwischen mündigen Kindern (Art. 20a 
Abs. 1 lit. b BVG) und unmündigen Kindern 
(bzw. Waisen, Art. 20 BVG) verhalten würde. 
	 Eine gesetzgeberische Klärung der Frage 
mag angebracht sein.
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Staatsrechtliche Beschwerden  
und andere Rechtsmittel 24 – – – – – – – – – –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel 5 227 4 – 4 – – – 2 1 1 –

Revisionsgesuche usw. 1 – – – – – – – – – –

Total 5 252 4 – 4 – – – 2 1 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 3643 3747 1461 3598 3669 1390 162 913 1899 411 281 3

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 500 497 81 450 465 66 25 334 83 22 1 –

Klagen 2 1 2 7 3 6 1 2 – – – –

Revisionsgesuche usw. 71 76 12 72 69 15 5 25 31 7 1 –

Total 4216 4321 1556 4127 4206 1477 193 1274 2013 440 283 3

Total 4221 4573 1560 4127 4210 1477 193 1274 2015 441 284 3

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel – 27 1 – 1 – 1 – – – – –

Revisionsgesuche usw. – – – 1 1 – – – 1 – – –

Total – 27 1 1 2 – 1 – 1 – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 1473 1467 397 1520 1504 413 111 534 698 161 – –

Revisionsgesuche usw. 32 36 3 25 24 4 1 8 13 2 – –

Total 1505 1503 400 1545 1528 417 112 542 711 163 – –

Total 1505 1530 401 1546 1530 417 113 542 712 163 – –

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel 1 7 1 – 1 – – – 1 – – –

Revisionsgesuche usw. – 1 – – – – – – – – – –

Total 1 8 1 – 1 – – – 1 – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 1395 1380 317 1491 1471 337 51 505 691 222 2 –

Revisionsgesuche usw. 20 20 4 24 26 2 – 14 11 1 – –

Total 1415 1400 321 1515 1497 339 51 519 702 223 2 –

Total 1416 1408 322 1515 1498 339 51 519 703 223 2 –

Weitere Geschäfte
Freiwillige Gerichtsbarkeit 1 1 – – – – – – – – – –

Aufsichtsbeschwerden 4 3 1 4 4 1 1 1 2 – – –

Total 5 4 1 4 4 1 1 1 2 – – –

Gesamttotal 7147 7515 2284 7192 72422 2234 358 2336 3432 827 286 3

1 Geringfügige Unterschiede gegenüber den Zahlenangaben im 
vorjährigen Geschäftsbericht sind durch spätere Änderungen bedingt  
(Prozessvereinigungen / Trennungen usw.)

2 Hinzu kommen 16 EMRK-Vernehmlassungen

Art und Zahl der Geschäfte
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Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

Eingänge, Erledigungen, Überträge
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7192 / 100%

Streitsachen nach Sprachen 2009

7242 / 100%

Italienisch: 
395 / 5,5%

Italienisch: 
408 / 5,6%

Französisch: 
2370 / 33,0%

Französisch: 
2349 / 32,4%

Deutsch: 
4427 / 61,5%

Deutsch: 
4485 / 62,0%
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Abschreibung:  
358 / 4,9%

Nichteintreten:  
2336 / 32,3%

Abweisung,  
Ablehnung: 

3432 / 47,4%

Gutheissung,  
Bewilligung: 
827 / 11,4%

Rückweisung, 
Überweisung: 
289 / 4,0%

Art der Erledigung 2009

Total: 7242 / 100%

Eingänge Erledigungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
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Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – 1 – – – 3 4

Total – 1 – – – 3 4

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 566 1199 1034 723 145 2 3669

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 159 277 20 9 – – 465

Klagen – 2 1 – – – 3

Revisionsgesuche usw. 36 24 4 3 2 – 69

Total 761 1502 1059 735 147 2 4206

Total 761 1503 1059 735 147 5 4210

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel – – – – – 1 1

Revisionsgesuche usw. – 1 – – – – 1

Total – 1 – – – 1 2

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 254 895 221 91 43 – 1504

Revisionsgesuche usw. 12 11 1 – – – 24

Total 266 906 222 91 43 – 1528

Total 266 907 222 91 43 1 1530

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – – – – 1 – 1

Total – – – – 1 – 1

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 491 646 252 74 8 – 1471

Revisionsgesuche usw. 9 16 1 – – – 26

Total 500 662 253 74 8 – 1497

Total 500 662 253 74 9 – 1498

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden – 3 1 – – – 4

Total – 3 1 – – – 4

Gesamttotal 1527 3075 1535 900 199 6 7242

Dauer der Geschäfte

Dauer der Geschäfte
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bis 1 Monat: 1527 / 21,1%

1 bis 3 Monate: 3075 / 42,5%

mehr als 2 Jahre: 6 / 0,1%

1 bis 2 Jahre: 199 / 2,7%

7 bis 12 Monate: 900 / 12,4%

4 bis 6 Monate: 1535 / 21,2%

Total: 7242 / 100%
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Erledigungen Übertragene Fälle

Mittlere Dauer (Tage)
Maximale Dauer 
(Tage)

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
is
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Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel 991 57 1042 1661 148 – –

Durchschnitt 991 57 1042

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 144 16 159 768 161 115 808

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 55 17 68 379 116 66 351

Klagen 175 7 182 175 7 269 870

Revisionsgesuche usw. 66 12 79 470 37 58 185

Durchschnitt 133 16 148 112

Durchschnitt 134 16 149 112

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 817 3 820 817 3 – –

Revisionsgesuche usw. 43 5 48 43 5 – –

Durchschnitt 430 4 434 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 100 28 123 680 208 99 836

Revisionsgesuche usw. 45 11 56 198 31 118 378

Durchschnitt 99 28 122 99

Durchschnitt 100 28 123 99

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel 554 16 570 554 16 – –

Durchschnitt 554 16 570 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 80 11 91 601 203 73 344

Revisionsgesuche usw. 52 7 60 169 16 69 121

Durchschnitt 79 11 90 73

Durchschnitt 97 7 103 87

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 97 7 103 168 9 87 87

Durchschnitt 97 7 103 87

Gesamtdurchschnitt 116 17 131 104

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte
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Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung 989 706 (71%) 283 (29%) 296 290      (98%) 6 (2%) 989 996 (101%)

II. öffentlich-rechtliche Abteilung 958 575 (60%) 383 (40%) 351 344 (98%) 7  (2%) 958 919 (96%)

I. zivilrechtliche Abteilung 816 595 (73%) 221 (27%) 208 198 (95%) 10  (5%) 816 793 (97%)

II. zivilrechtliche Abteilung 1082 865 (80%) 217 (20%) 240 232 (97%) 8  (3%) 1082 1097 (101%)

Strafrechtliche Abteilung 1129 850 (75%) 279 (25%) 282 282 (100%) – 1129 1132 (100%)

I. sozialrechtliche Abteilung 1106 709 (64%) 397 (36%) 460 460 (100%) – 1106 1169 (106%)

II. sozialrechtliche Abteilung 1108 688 (62%) 420 (38%) 446 444 (100%) 2  (0%) 1108 1132 (102%)

Weitere 4 3 (75%) 1 (25%) 1 1 (100%) – 4 4   (100%)

Total 7192 4991 (69%) 2201 (31%) 2284 2251 (99%) 33 (1%) 7192 7242 (101%)
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Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus 
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)

	 eingegangen vor: 

	 mehr als 2 Jahren:	 5

	 1 bis 2 Jahren:	 28

erledigt 2009:  
4991 / 69%

Übertrag 
auf 2010:  
2201 / 31%

7192 / 100%Total 2284 / 100%

erledigt 2009:  
2251 / 99%

Übertrag 
auf 2010:  
33 / 1%

Eingänge: 
7192

Erledigungen: 
7242



Bundesgericht     23

Einzel-
richter Zirkulationsweg Sitzungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – 3 1 4 – – –

Total – 3 1 4 – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 844 2519 261 2780 1 44 45

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 323 130 11 141 – 1 1

Klagen 1 1 1 2 – – –

Revisionsgesuche usw. 7 59 3 62 – – –

Total 1175 2709 276 2985 1 45 46

Total 1175 2712 277 2989 1 45 46

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 1 – – – – – –

Revisionsgesuche usw. – – 1 1 – – –

Total 1 – 1 1 – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 490 844 145 989 1 24 25

Revisionsgesuche usw. 2 21 1 22 – – –

Total 492 865 146 1011 1 24 25

Total 493 865 147 1012 1 24 25

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – 1 – 1 – – –

Total – 1 – 1 – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 475 878 113 991 – 5 5

Revisionsgesuche usw. – 26 – 26 – – –

Total 475 904 113 1017 – 5 5

Total 475 905 113 1018 – 5 5

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 1 3 – 3 – – –

Total 1 3 – 3 – – –

Gesamttotal 2144 4485 537 5022 2 74 76

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)

8000
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4000

2000

0

Einzelrichterentscheide: 2144 / 29,6%

Sitzungen: 76 / 1,0%

Zirkulationsweg: 5022 / 69,3%

Total: 7242 / 100%

Art der Erledigung
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3 Richter: 4485 / 89,3%

5 Richter: 537 / 10,7%

davon:

8000
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0

davon:

3 Richter: 2 / 2,6%

5 Richter: 74 / 97,4%
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Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 1 1 2 –

Total 1 1 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 248 559 588 219

Beschwerden in Strafsachen 41 387 368 60

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 2 9 7 4

Klagen – 1 1 –

Revisionsgesuche usw. 4 32 30 6

Total 295 988 994 289

Total 296 989 996 289

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 1 – 1 –

Total 1 – 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 311 857 804 364

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 33 85 100 18

Klagen 2 6 2 6

Revisionsgesuche usw. 4 10 12 2

Total 350 958 918 390

Total 351 958 919 390

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 1 – 1 –

Total 1 – 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 190 644 625 209

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 15 157 152 20

Klagen 1 – 1 –

Revisionsgesuche usw. 1 15 14 2

Total 207 816 792 231

Total 208 816 793 231

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 207 876 879 204

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 31 191 203 19

Klagen – 5 5 –

Revisionsgesuche usw. 2 10 10 2

Total 240 1082 1097 225

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden und andere Rechtsmittel 1 – 1 –

Total 1 – 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 277 1105 1105 277

Revisionsgesuche usw. 4 24 26 2

Total 281 1129 1131 279

Total 282 1129 1132 279

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 457 1082 1151 388

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 8 3 5

Revisionsgesuche usw. 3 16 15 4

Total 460 1106 1169 397

II. sozialrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 2 – 2 –

Total 2 – 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 443 1094 1118 419

Revisionsgesuche usw. 1 14 12 3

Total 444 1108 1130 422

Total 446 1108 1132 422

Weitere
Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission 1 4 4 1

Total 1 4 4 1

Gesamttotal 2284 7192 7242 2234
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 989

I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 996

I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 289

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 958

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 919

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 390

I. zivilrechtliche Abteilung: 816

I. zivilrechtliche Abteilung: 793

I. zivilrechtliche Abteilung: 231

II. sozialrechtliche Abteilung: 1108

II. sozialrechtliche Abteilung: 1132

II. sozialrechtliche Abteilung: 422

II. zivilrechtliche Abteilung: 1082

II. zivilrechtliche Abteilung: 1097

II. zivilrechtliche Abteilung: 225

I. sozialrechtliche Abteilung: 1106

I. sozialrechtliche Abteilung: 1169

I. sozialrechtliche Abteilung: 397

Weitere: 4

Weitere: 4

Weitere: 1

Strafrechtliche Abteilung: 1129

Strafrechtliche Abteilung: 1132

Strafrechtliche Abteilung: 279

Total: 7129

Total: 7242

Total: 2234

Eingang 2009

Erledigung 2009

Übertrag auf 2010
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Eingang Erledigung

I. öffentlich-rechtliche Abteilung 20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Staatsrechtliche Beschwerden und andere Rechtsmittel 921 876 125 – – 902 870 336 7 –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 358 292 90 5 1 320 304 204 34 2

Revisionsgesuche usw. 13 13 – – – 13 14 – – –

Total 1292 1181 215 5 1 1235 1188 540 41 2

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – – 463 594 559 – – 258 551 588

Beschwerden in Strafsachen – – 307 345 387 – – 260 351 368

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – 20 9 9 – – 13 14 7

Klagen – – – – 1 – – – – 1

Revisionsgesuche usw. – – 22 28 32 – – 18 28 30

Total – – 812 976 988 – – 549 944 994

Total 1292 1181 1027 981 989 1235 1188 1089 985 996

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Staatsrechtliche Beschwerden und andere Rechtsmittel 354 340 64 – – 379 345 182 8 –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 750 781 129 – – 699 753 373 24 1

Revisionsgesuche usw. 15 15 – – – 14 14 2 – –

Total 1119 1136 193 – – 1092 1112 557 32 1

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – – 769 912 857 – – 518 852 804

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – 146 152 85 – – 116 149 100

Klagen – – 2 2 6 – – 1 1 2

Revisionsgesuche usw. – – 20 14 10 – – 18 12 12

Total – – 937 1080 958 – – 653 1014 918

Total 1119 1136 1130 1080 958 1092 1112 1210 1046 919

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 771 802 146 – – 767 790 406 17 1

Revisionsgesuche usw. 13 8 – – – 13 9 1 – –

Total 784 810 146 – – 780 799 407 17 1

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – – 529 604 644 – – 371 572 625

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – 84 142 157 – – 65 146 152

Klagen – – – 1 – – – – – 1

Revisionsgesuche usw. – – 12 15 15 – – 10 16 14

Total – – 625 762 816 – – 446 734 792

Total 784 810 771 762 816 780 799 853 751 793

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 805 877 118 – – 742 865 328 18 –

SchKG-Beschwerden und andere Rechtsmittel 240 220 19 – – 227 213 50 – –

Revisionsgesuche usw. 20 23 1 – – 21 20 4 – –

Total 1065 1120 138 – – 990 1098 382 18 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – – 771 869 876 – – 538 895 879

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – 150 197 191 – – 128 188 203

Klagen – – – – 5 – – – – 5

Revisionsgesuche usw. – – 13 17 10 – – 8 20 10

Total – – 934 1083 1082 – – 674 1103 1097

Total 1065 1120 1072 1083 1082 990 1098 1056 1121 1097

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden und andere Rechtsmittel 737 953 227 1 – 723 906 494 9 1

Revisionsgesuche usw. 9 11 – – – 7 10 1 2 –

Total 746 964 227 1 – 730 916 495 11 1

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen – – 834 1052 1105 – – 579 1030 1105

Revisionsgesuche usw. – – 24 20 24 – – 20 20 26

Total – – 858 1072 1129 – – 599 1050 1131

Total 746 964 1085 1073 1129 730 916 1094 1061 1132

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (5-Jahres-Vergleich)
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Eingang Erledigung

Eidgenössisches Versicherungsgericht (bis 2006) 20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 2450 2620 – – – 2292 2484 – – –

Revisionsgesuche usw. 25 30 – – – 28 29 – – –

Total 2475 2650 – – – 2320 2513 – – –

I. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel – – 163 – – – – 1067 91 –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – 4 – –

Total – – 163 – – – – 1071 91 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – – 835 1061 1082 – – 232 1207 1151

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – – – 8 – – – – 3

Revisionsgesuche usw. – – 16 20 16 – – 9 24 15

Total – – 851 1081 1106 – – 241 1231 1169

Total – – 1014 1081 1106 – – 1312 1322 1169

II. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel – – 156 – – – – 947 77 2

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – 7 – –

Total – – 156 – – – – 954 77 2

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – – 918 1073 1094 – – 412 1136 1118

Revisionsgesuche usw. – – 12 9 14 – – 8 12 12

Total – – 930 1082 1108 – – 420 1148 1130

Total – – 1086 1082 1108 – – 1374 1225 1132

Weitere
Freiwillige Gerichtsbarkeit – – – 1 – – – – 1 –

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission – – 6 4 4 – – 6 3 4

Beschwerden an die Rekurskommission – – 1 – – – – 1 – –

Total – – 7 5 4 – – 7 4 4

Gesamttotal 7481 7861 7192 7147 7192 7147 7626 7995 7515 7242
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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010.00	Aus Art. 8 und 29 BV abgeleitete Rechte – – 6 – 1 – 7

010.90	Nicht zuzuordnende Willkürbeschwerden – – – – – – –

011.00	Persönliche Freiheit, Schutz der Privatsphäre, 
	 Menschenwürde (ohne Haftbeschwerde) – – 2 – – – 2

012.00	Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit – – 1 – – – 1

013.00	Meinungsfreiheit (i.w.S.) und Religionsfreiheit – – – – – – –

014.00	Bürgerrecht, Niederlassungsfreiheit,  
	 Fremdenpolizei, Asylrecht – – 400 61 – 5 466

014.19	Ausländerrecht – – 350 53 – 3 406

015.00	Staatshaftung – 1 11 2 3 1 18

016.00	Politische Rechte – – 45 – – 1 46

017.00	Öffentliches Personalrecht – – 79 1 – 3 83

018.00	Gemeindeautonomie – – 5 – – – 5

019.00	Andere Grundrechte – – – – – – –

020.00	Eigentumsgarantie – – 1 – – – 1

021.00	Stiftungsaufsicht – – – – – – –

022.00	Bäuerlicher Grundbesitz (ohne Erbteilung) – – 6 – – – 6

023.00	Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland – – 4 – – – 4

023.99	Öffentliche Register – – – – 6 – 6

030.00	Zivilprozess – – – 2 – – 2

031.00	Strafprozess – – 11 – 339 11 361

032.00	Verwaltungsverfahren – – 10 – – – 10

033.00	Zuständigkeit, Garantie des Wohnsitz- und  
	 verfassungsmässigen Richters – – 4 – 37 1 42

034.00	Zwangsvollstreckung – – – – – – –

035.00	Schiedsgerichtsbarkeit – – – – 28 2 30

036.00	Auslieferung – – 15 – – 1 16

037.00	Rechtshilfe 2 – 32 – – – 34

038.00	Kantonales Straf- und Verwaltungsstrafrecht – – – – – – –

039.99 Schule, Wissenschaft und Forschung – – 17 14 – – 31

043.99 Sprache, Kunst und Kultur – – – – – – –

045.99 Natur-, Heimat- und Tierschutz – – 13 1 – – 14

050.00	Landesverteidigung – – 3 – – – 3

060.00	Subventionen – – 8 3 – – 11

061.00	Zölle – – 5 – – – 5

062.00	Direkte Steuern – – 139 5 – 2 146

063.00	Stempelabgaben – – 1 – – – 1

064.00	Indirekte Steuern – – 28 – – 2 30

065.00	Verrechnungssteuer – – 4 – – – 4

066.00	Militärpflichtersatz – – 6 – – – 6

067.00	Doppelbesteuerung – – 13 – – – 13

068.00	Andere Abgaben – – 55 – – 1 56

069.00	Abgabebefreiung und Abgabeerlass – – 2 10 – – 12

070.00	Raumplanung – – 63 – – – 63

071.00	Landumlegungen – – 8 – – 1 9

072.00	Kantonales Baurecht – – 161 – – 3 164

073.00	Enteignung – – 16 – – 1 17

074.00	Energie – – 1 – – – 1

075.00	Strassenwesen (inkl. Strassenverkehr) – – 81 – – 5 86

076.00	Öffentliche Werke des Bundes  
	 (Planung, Bau und Betrieb) – – 10 – – – 10

077.00	Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) – – – – – – –

078.00	Post, Fernmeldewesen – – 3 – – – 3

079.00	Radio und Fernsehen – – 14 – – – 14

079.90	Gesundheit – – 9 1 – 1 11
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080.00	 Medizinalberufe – – 5 – – – 5

081.00	 Schutz des ökologischen Gleichgewichts – – 34 – – – 34

082.00	 Krankheitsbekämpfung – – 3 – – – 3

083.00	 Lebensmittelpolizei – – – – – – –

084.00	 Arbeitsgesetzgebung (Arbeitszeit,   
	 Nacht- und Sonntagsarbeit) – – 15 – – – 15

085.00	 Sozialversicherung

085.01	 Sozialversicherung, allgemeiner Teil – – 1 – – – 1

085.10	 Alters- und Hinterlassenenversicherung – – 109 – – 1 110

085.30	I nvalidenversicherung – – 1037 – – 8 1045

085.40	E rgänzungsleistung zur AHV/IV – – 69 – – – 69

085.50	 Berufliche Vorsorge 1 – 109 – – 3 113

085.70	 Krankenversicherung 1 – 101 – – 2 104

085.80	U nfallversicherung – – 520 – – 11 531

085.90	 Militärversicherung – – 5 – – – 5

085.95 Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft – – 2 – – – 2

086.00	 Familienzulagen und kantonale Sozialversicherung – – 17 1 – – 18

086.20	 Arbeitslosenversicherung – – 191 – – 1 192

	 Total 2 – 2161 1 – 26 2190

087.00	 Wohnbau- und Eigentumsförderung – – – – – – –

088.00	 Sozialhilfe – – 72 2 – 1 75

090.00	 Wirtschaft (öffentliches Recht,   
	 wenn keine speziellere Nummer) – – 31 5 – 2 38

091.00	 Freie Berufe – – 15 4 – – 19

092.00	 Preisüberwachung – – – – – – –

093.00	 Landwirtschaft – – 10 – – – 10

093.99	 Forstwesen, Jagd und Fischerei – – 6 – – – 6

095.99	 Handel, Kredit und Privatversicherung – – 15 – – – 15

099.00	 Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – – – –

Total Staats- und Verwaltungsrecht 4 1 3659 112 414 70 4260
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Privatrecht

100.01	Personenrecht

101.00	Persönlichkeitsschutz – – 15 3 – 18

102.00	Namensrecht – – 6 – – 6

103.00	Vereine – – 2 – – 2

104.00	Stiftungen – – 2 – – 2

105.00	Andere Fälle – – 1 – – 1

	 Total – – 26 3 – 29

109.90	Familienrecht

110.00	Eheschliessung (inkl. Ehenichtigkeit) – – 2 – – 2

111.00	Ehescheidung und Ehetrennung – – 150 17 2 169

112.00	Wirkungen der Ehe und Güterrecht – – 49 5 – 54

113.00	Kindesverhältnis – – 78 5 1 84

114.00	Vormundschaft – – 57 2 – 59

115.00	Andere Fälle – – 70 1 – 71

	 Total – – 406 30 3 439

119.90	Erbrecht

120.00 Erben und Verfügungen von Todes wegen – – 10 1 2 13

121.00	Erbgang: Eröffnung und Wirkungen – – 25 2 – 27

122.00	Teilung – – 20 1 – 21

123.00	Erbteilung von landwirtschaftlichen Gewerben  
	 und Grundstücken – – – – – –

	 Total – – 55 4 2 61

129.90 Sachenrecht

130.00	Grundeigentum und Fahrniseigentum – – 32 6 2 40

131.00	Dienstbarkeiten – – 18 4 – 22

132.00	Grundpfand und Fahrnispfand – – 4 2 – 6

133.00	Besitz und Grundbuch – – 11 7 – 18

134.00	Andere Fälle – – 1 – – 1

	 Total – – 66 19 2 87

139.90	Obligationenrecht

140.00	Kauf, Tausch, Schenkung – – 30 6 1 37

141.00	Miete und Pacht – – 124 48 4 176

141.10	Leihe (Gebrauchsleihe und Darlehen) – – 28 3 1 32

142.00	Arbeitsvertrag – – 110 23 1 134

143.00	Werkvertrag 1 – 39 10 1 51

144.00	Auftrag – – 82 43 1 126

145.00	Gesellschaftsrecht – – 48 – – 48

146.00	Wertpapierrecht – – – – – –

147.00	Haftpflichtrecht – – 18 1 – 19

148.00	Übriges Obligationenrecht – – 67 14 2 83

	 Total 1 – 546 148 11 706

150.00	Versicherungsvertragsrecht – – 25 3 1 29

160.00	Haftpflicht für Eisenbahn, elektrische  
	 und Rohrleitungsanlagen sowie Kernenergie – – – – – –

169.90	Geistiges Eigentum und Datenschutz

170.00	Marken-, Design- und Sortenschutz – – 15 – – 15

171.00	Erfindungspatente – – 1 – – 1

172.00	Urheberrecht – – 4 – – 4

173.00	Datenschutz (inkl. Öffentlichkeitsprinzip) – – – – – –

	 Total – – 20 – – 20

175.00	Unlauterer Wettbewerb – – 2 – – 2

176.00	Kartellrecht – – – 1 – 1

190.00	Übriges Zivilrecht – – – – – –

200.00	Schuldbetreibung und Konkurswesen – – 323 153 3 479

Total Privatrecht 1 – 1469 361 22 1853

Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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Strafrecht

300.01	StGB allgemeiner Teil

301.00	Strafzumessung – – 59 – – 59

302.00	Bedingter Strafvollzug – – 27 – – 27

303.00	Massnahmen – – 10 – – 10

304.00	Jugendliche und junge Erwachsene – – – – – –

305.10	Strafbarkeit – – – – – –

305.20	Absehen von Strafe – – – – – –

305.30	Verjährung – – 1 – – 1

305.40	Übertretungen – – – – – –

305.90	Übrige Fragen – – 342 2 13 357

	 Total – – 439 – – 454

309.90	StGB besonderer Teil

310.00	Delikte gegen Leib und Leben 1 – 138 – 1 140

311.00	Vermögensdelikte – – 123 – 2 125

311.10	Strafbare Handlungen gegen das Vermögen – – 118 – 2 120

311.20	Verletzung des Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisses – – 1 – – 1

311.30	Konkurs- und Betreibungsverbrechen oder -vergehen – – 4 – – 4

311.40	Allgemeine Bestimmungen – – – – – –

312.00	Ehrverletzungen – – 33 – 2 35

313.00	Verbrechen und Vergehen gegen die Freiheit – – 9 – – 9

314.00	Sittlichkeitsdelikte – – 67 – – 67

315.00	Urkundendelikte – – 14 – – 14

316.00	Andere Delikte – – 56 – 6 62

	 Total 1 – 440 – 11 452

319.99	Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze

320.00	Strafbestimmungen des SVG – – 93 – 2 95

321.00	Strafbestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes – – 36 – 1 37

322.00	Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze – – 37 – – 37

330.00	Verwaltungsstrafrecht – – – – – –

	 Total – – 166 – 3 169

339.90	Verfahrensrecht (s. Ziffer 031.00) – – – – – –

349.90	Straf- und Massnahmenvollzug

350.00	Bedingte Entlassung – – 9 – – 9

351.00	Andere Fragen – – 41 – – 41

	 Total – – 50 – – 50

Total Strafrecht 1 – 1095 2 27 1125

Weitere Geschäfte

390.00	Aufsichtsbeschwerden – – – 4 – 4

400.00	Freiwillige Gerichtsbarkeit – – – – – –

Total Weitere Geschäfte – – – 4 – 4
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Geschäftsbericht des Bundesstrafgerichts 2009

26. Januar 2010

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Art. 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über das Bundesstrafgericht 
erstatten wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2009.

Wir danken Ihnen für das uns gewährte Vertrauen und die uns zur Erfüllung 
unserer Aufgaben zur Verfügung gestellten Mittel. Genehmigen Sie,  
sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren National- 
und Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesstrafgerichts

Der Präsident: 	 Andreas J. Keller
Die Generalsekretärin: 	 Mascia Gregori Al-Barafi
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Zusammensetzung des Gerichts

Gesamtgericht
Präsident: 	 Alex Staub (100%)

Vizepräsident: 	 Andreas J. Keller (100%)

Mitglieder: 	 Peter Popp (100%)

		  Walter Wüthrich (90%)

		  Barbara Ott (60%)

		  Emanuel Hochstrasser (90%)

		  Sylvia Frei-Hasler (60%)

		  Daniel Kipfer Fasciati (80%)

		  Tito Ponti (80%)

		  Miriam Forni (80%)

		  Giorgio Bomio Giovanascini (80%)

		  Roy Garré (80%)

		  Cornelia Cova (80%)

		  Jean-Luc Bacher (100%)

		  Patrick Robert-Nicoud (100%)

		  Stephan Blättler (80%, ab 1. August 2009)

		  Giuseppe Muschietti (100%, ab 1. August 2009)

		  Nathalie Zufferey (100%, ab 1. September 2009)

Die sprachliche Verteilung gestaltet sich wie folgt: 10 Richter/innen 
(860 Stellenprozente) sind deutscher, 6 (540 Stellenprozente) französi-
scher und 2 (160 Stellenprozente) italienischer Sprache. 
	 Am 12. November 2008 entsprach die Gerichtskommission einem 
Ersuchen des Bundesstrafgerichts vom 4. August 2008 um Erhöhung 
der Stellenzahl zur Bewältigung der wachsenden Geschäftslast und 
entschied, drei neue Richterstellen zu schaffen. Sie erhöhte damit de-
ren Zahl auf das gesetzliche Minimum von 15 (Art. 1 Abs. 3 des Bun-
desgesetzes über das Bundesstrafgericht, SR 173.71). Am 18. März 
2009 wählte die Bundesversammlung einen neuen Richter deutscher 
Sprache, Stephan Blättler, der die erste der neu geschaffenen Stellen 
einnahm. Er trat sein Amt am 1. August 2009 an.
	 Präsident Alex Staub und Bundesstrafrichterin Barbara Ott erklär-
ten im Verlaufe des Jahres ihren Rücktritt per 31. Dezember 2009. Um 
die beiden ausscheidenden Mitglieder zu ersetzen und um eine weitere 
der neu geschaffenen Richterstellen zu besetzen, wählte die Bundes-
versammlung am 10. Juni 2009 zwei Richter französischer Sprache, 
Giuseppe Muschietti und Nathalie Zufferey, und eine Richterin deut-
scher Sprache, Joséphine Contu. Giuseppe Muschietti trat sein Amt 
am 1. August 2009 an, Nathalie Zufferey ihres am 1. September 2009. 
Joséphine Contu nahm ihre Tätigkeit am 1. Januar 2010 auf.
	 Vakant ist noch die dritte neu geschaffene Stelle, die für einen 
Richter oder eine Richterin französischer Sprache vorgesehen ist. 
	 Am 10. Juni 2009 bestätigte die Bundesversammlung alle amtie-
renden Richter/innen für eine zweite Amtsperiode (2010 – 2015).
	 Schliesslich wählte die Bundesversammlung in der Herbstsession 
am 23. September 2009 die vom Bundesstrafgericht vorgeschlage-
nen Kandidaten Andreas J. Keller zum Präsidenten und Daniel Kipfer  
Fasciati zum Vizepräsidenten für die Jahre 2010 und 2011.

Allgemeiner Teil
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Verwaltungskommission (Gerichtsleitung) 
		  Alex Staub
		  Andreas J. Keller 
		  Tito Ponti

Kammern
Strafkammer: 	 Walter Wüthrich (Präsident) 
		  Peter Popp
		  Sylvia Frei-Hasler 
		  Daniel Kipfer Fasciati
		  Miriam Forni
		  Jean-Luc Bacher
		  Stephan Blättler (ab 1. August 2009)

		  Giuseppe Muschietti (ab 1. August 2009)

I. Beschwerdekammer:	 Emanuel Hochstrasser (Präsident) 
		  Alex Staub
		  Barbara Ott
		  Tito Ponti	
II. Beschwerdekammer: 	 Cornelia Cova (Präsidentin) 
		  Andreas J. Keller
		  Giorgio Bomio Giovanascini
		  Roy Garré
		  Nathalie Zufferey (ab 1. September 2009)

		  Jean-Luc Bacher

Das Gesamtgericht legte am 29. September 2009 die Zusammenset-
zung der Kammern und der Verwaltungskommission für die Jahre 2010 
und 2011 fest. Es bestimmte als drittes Mitglied der Verwaltungskom-
mission Roy Garré.

Generalsekretariat	 Mascia Gregori Al-Barafi (Generalsekretärin) 
		  Patrick Guidon (Stv. Generalsekretär)
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Gerichtsorganisation

Im Kalenderjahr 2009 ist die Zahl der Richter/
innen auf insgesamt 18 Personen (Beschäfti-
gungsumfang: 1560 Stellenprozente inklusive 
der vorübergehenden Erhöhung um 30 Stel-
lenprozente) angestiegen. Ab dem 1. Januar 
2010 reduziert sich die Zahl der Richter/innen 
vorübergehend wieder auf 17 Personen (Be-
schäftigungsumfang: 1450 Stellenprozente). 
Die zwei bereits besetzten neuen Richterstel-
len wurden entsprechend dem seinerzeitigen 
Begehren an das Parlament der Strafkammer 
zugeschlagen, die sich damit aus neun Rich-
terinnen und Richtern zusammensetzt. An der 
organisatorischen Gliederung des Gerichts in 
drei Kammern hat sich 2009 nichts geändert. 

Anlässlich seiner Sitzung vom 25. August 
2009 hat das Gesamtgericht seine Organisati-
onsstruktur diskutiert und entschieden, diese 
für die Jahre 2010 und 2011 beizubehalten. 
Weiterhin sollen einzelne Richter/innen zwei 
Kammern zugeteilt werden. So kann eine 
der Geschäftslast angemessene Verteilung 
der Richterkapazitäten besser sichergestellt 
werden. Gleichzeitig bleiben die betroffenen 
Richter/innen in die Entwicklung der Recht-
sprechung beider Kammern eingebunden. 
Damit soll ein vollwertiger und effizienter Ein-
satz zugunsten beider Kammern gewährleis-
tet werden. Die Organisation der Gerichtsver-
waltung blieb unverändert. 
	 Die Organisation des Bundesstrafgerichts 
für die Jahre 2010 und 2011 ist damit folgende:

Gesamtgericht

Verwaltungskommission
(Gerichtsleitung)

	 Präsident: A. Keller
	 Vizepräsident: D. Kipfer Fasciati
	 Mitglied: R. Garré

Eidgenössisches  
Untersuchungsrichteramt

Leiter: J. Zinglé

I. Beschwerdekammer

Präsident: T. Ponti
Gerichtsschreiber/innen

Kanzlei
A. Palermo

Finanzen 
A. Dotta

Personal
D. Zanetti-Gava

Bibliothek
F. Manenti Pretolani

Informatik
G. Mombelli

Logistik und  
Sicherheit
G. Rossi

Gerichtsschreiber/innen

Gerichtsschreiber/innen

II. Beschwerdekammer

Präsidentin: C. Cova

Strafkammer

Präsident: W. Wüthrich

Generalsekretariat

Generalsekretärin 
M. Gregori Al-Barafi

Stv. Generalsekretär 
P. Guidon
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Geschäftslast

Auch in diesem Geschäftsjahr ist gegenüber 
dem Vorjahr gesamthaft eine Zunahme der 
Geschäftslast zu verzeichnen. Bei der Straf-
kammer blieb der Eingang neuer Anklagen 
gegenüber 2008 insgesamt stabil, indessen 
gelangten 2009 besonders umfangreiche Ver-
fahren zur Beurteilung. Insbesondere ein sehr 
umfangreiches Verfahren (Zigarettenschmug-
gel) stellte die Strafkammer vor erhebliche 
Herausforderungen. Vor allem aber konnte 
die Anzahl der abgeschlossenen Verfahren 
substantiell gesteigert werden. Bei beiden 
Beschwerdekammern sind gegenüber 2008 
höhere Eingangszahlen zu verzeichnen. Bei 
beiden Beschwerdekammern nimmt seit 2007 
die Anzahl der Beschwerden konstant zu. 
Insbesondere bei der II. Beschwerdekammer 
ist der Anstieg insofern markant, als der Ein-
gang an Beschwerden sich gegenüber 2007 
um über 70% erhöht hat. Während die I. Be-
schwerdekammer durch gesteigerte Erledi-
gungen den Anstieg von Pendenzen vermei-
den konnte, hat sich die auf das Jahr 2010 zu 
übertragende Anzahl hängiger Verfahren bei 
der II. Beschwerdekammer gegenüber dem 
Vorjahr trotz gesteigerter Erledigungszahlen 
weiter erhöht.

Gesamtgericht
Die Belastung durch Geschäfte des Gesamt-
gerichts (Gerichtsverwaltung) und des damit 
verbundenen Aufwands für die Mitglieder ist 
in etwa vergleichbar mit dem Vorjahr, da seit 
2007 nur noch die strategischen Entscheide 
von Gesetzes wegen in die Zuständigkeiten 
des Gesamtgerichts fallen. Das Gremium traf 
sich wiederum zu sieben Sitzungen, wobei 
vertieft insbesondere auch die Gerichtsorga-
nisation in drei Kammern diskutiert wurde und 
die Kammern und deren Präsidien für die Ka-
lenderjahre 2010/2011 zu bestellen sowie ein 
Wahlvorschlag für Präsidium und Vizepräsi-
dium des Gerichts zuhanden der Bundesver-
sammlung zu verabschieden waren.
	 Mit Bezug auf die richterliche Tätigkeit war 
auch im Jahr 2009 wie seit Beginn der Be-
triebsaufnahme die Dreisprachigkeit in der 
Strafkammer eine besondere Herausforde-
rung, im Jahre 2009 insbesondere mit Bezug 
auf die italienische Sprache. Personelle Flexi-

bilität über die Kammergrenzen hinweg, Mehr-
sprachigkeit und ein zusätzliches Engagement 
einzelner Richter/innen ermöglichten es, die 
überwiegende Zahl der Verfahren ohne nam-
hafte Verzögerungen abzuwickeln. Mit Amts-
antritt einer Richterin und eines Richters für 
die französische Sprache sowie mit der für 
2010 vorgesehenen Wahl einer weiteren Rich-
terin oder eines Richters französischer Spra-
che sollte mit Bezug auf beide lateinischen 
Sprachen eine Entspannung eintreten, zumal 
einer der für die französische Sprache vorge-
sehenen Richter auch uneingeschränkt für die 
italienische Sprache eingesetzt werden kann. 
Entsprechend ist die von der Gerichtskom-
mission 2008 bewilligte Erhöhung von 30 Stel-
lenprozenten bei bestehenden Richterstellen 
auf Anfang 2010 wieder rückgängig gemacht 
worden.

Verwaltungskommission  
(Gerichtsleitung)
Die Verwaltungskommission hat sich der Justiz
verwaltungsgeschäfte in insgesamt 15 Sitzun-
gen (Vorjahr 11) gewidmet. Mit Bezug auf die 
Justizverwaltungsgeschäfte kann im Übrigen 
auf den Abschnitt Gerichtsverwaltung verwie-
sen werden.

Strafkammer (erstinstanzliches  
Strafgericht des Bundes)
Im Berichtsjahr konnten bei 26 Neueingängen 
(Vorjahr 26) 40 Endentscheide (Vorjahr 20) 
begründet, versandt und damit erledigt wer-
den; darüber hinaus wurden im Berichtsjahr 5 
weitere Fälle (3 deutsch, 1 französisch, 1 ita-
lienisch) beurteilt, jedoch noch nicht schrift-
lich begründet. Insgesamt 33 Fälle (Vorjahr 
27) wurden entschieden. Per Ende 2009 sind 
17 Fälle (Vorjahr 31) hängig: Hievon sind 12 
Fälle (Vorjahr 19) gegen insgesamt 35 Perso-
nen nicht beurteilt, davon 5 Fälle (Vorjahr 6) 
in Deutsch (wovon zwei seit September bzw. 
Oktober 2009 sistiert sind), 6 (Vorjahr 10) in 
Französisch (wovon 1 sistiert seit 28.10.2009) 
und 1 in Italienisch (Vorjahr 3). Zwei im letz-
ten Bericht erwähnte Sistierungen konnten 
nach 21 bzw. 5 Monaten wieder aufgehoben 
werden. Die durchschnittliche Dauer zwischen 
Anklageerhebung und Urteil blieb auf abge-
rundeten 6 Monaten, diejenige zwischen An-
klageerhebung und Versand des schriftlichen 
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Urteils stieg von rund 10 auf 10,7 Monate an 
(Durchschnittsdauer nach Abzug der Sistie-
rungsperioden). In den obgenannten Fällen 
waren zudem 29 Nebenverfahren (in der Mehr-
zahl Präsidialentscheide; Vorjahr 56) zu führen 
(Haft, Beschlagnahme, Ausstand, etc.), welche 
alle im Berichtsjahr erledigt werden konnten.
	 Während der Anfang der Berichtsperiode 
durch umfangreiche und komplexe Fälle ge-
prägt war, nahmen gegen Ende Jahr sowohl 
Anzahl als auch Komplexität der Eingänge 
ab. Entsprechend konnten die Pendenzen bis 
zum Jahresende merklich abgebaut werden, 
und die Strafkammer war neu auch in der 
Lage, den anderen Kammern Arbeitskapazi-
tät zur Verfügung zu stellen. In der italieni-
schen Sprache war die Strafkammer mit fünf 
grösseren Fällen, welche in der Berichtspe-
riode in Bearbeitung standen, auf intensive 
Hilfe aus den anderen Kammern angewiesen.
	 Aufgrund des Bearbeitungsstands der bei 
der Strafkammer eingehenden Dossiers so-
wie der aktuellen Prozessordnung müssen im 
Hauptverfahren oft noch zahlreiche Bewei-
se abgenommen werden, darunter auch im 
Vorverfahren bereits abgelehnte; dies führt 
zu entsprechend langen, oft mehrtägigen, ja 
mehrwöchigen Verhandlungen. Die Verfahren 
haben in der Regel internationalen Bezug. Sie 
richten sich zu einem guten Teil gegen eine 
grössere Zahl von Angeklagten und betreffen 
zumeist eine Mehrzahl von Sachverhalten und 
Tatbeständen. Oft beteiligen sich nebst der 
Anklagebehörde und der Verteidigung auch 
Geschädigte und Drittbetroffene an den Ver-
fahren. In solchen Verfahren ist – auch in An-
betracht der räumlichen Verhältnisse im Ge-
richtsgebäude – die Prozessorganisation sehr 
aufwändig. Die Priorität beim Ansetzen der 
Verhandlung und die zeitliche Dringlichkeit für 
die Beurteilung werden bedauerlicherweise 
immer wieder dadurch bestimmt, dass Ankla-
gen erst nach sehr langem Vorverfahren und 
zum Teil mehrjähriger, überlanger und fortbe-
stehender Untersuchungshaft beim Gericht 
eintreffen (siehe zur Problematik der überlan-
gen Untersuchungshaft das ein Bundesstraf-
verfahren betreffende Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte i.S. Sha-
bani gegen Schweiz vom 5. November 2009). 
Ausserdem steht nicht selten die Verjährung 

unmittelbar bevor. Dank der Aufstockung der 
Richter- und Gerichtsschreiberstellen konn-
ten die Verfahren beim Gericht selbst innert 
insgesamt angemessener Dauer beurteilt wer-
den. Die dennoch 2009 geringfügig gestiege-
ne durchschnittliche Verfahrensdauer resul-
tiert zum Teil noch aus dem Umstand, dass 
sich in der Vorperiode ein Rückstau bei der 
Begründung bereits beurteilter Fälle ergeben 
hatte. Diesbezüglich erscheint die Situation 
jedoch per Ende 2009 als bereinigt. 
	
I. Beschwerdekammer (Strafverfahrens
kammer und fachliche Aufsichtsbehörde 
über Bundesanwaltschaft und  
Untersuchungsrichteramt)
Mit 225 Neueingängen blieb die Arbeitsbelas-
tung im Kernbereich der strafverfahrensrecht-
lichen Beschwerden (inkl. Rückweisungen 
sowie Revisionsgesuchen u.ä.) verglichen mit 
dem Vorjahr (228) im Berichtsjahr stabil. Be-
merkenswert ist die hohe Zahl von Eingängen 
im deutschsprachigen Bereich. In der französi-
schen Sprache gingen diese erheblich zurück. 
Eine Verdoppelung der Verfahren ergab sich 
bei den Gerichtsstandsverfahren und bei den 
verwaltungsstrafrechtlichen Beschwerden. Die 
bei den Beschwerden um rund 25% erhöhte 
Erledigungsquote wurde durch ausserordent-
lichen Arbeitseinsatz in der deutschen und 
der italienischen Sprache möglich; der Pen-
denzenstand konnte dadurch stabil gehalten 
werden. Die Quote derjenigen Verfahren, die 
innert dreier Monate abgeschlossen werden, 
reduzierte sich leicht auf 67%, was insbeson-
dere auf eine Anzahl sehr aufwändiger Ent-
siegelungsverfahren zurückzuführen ist. Bei 
den verdeckten Untersuchungsmassnahmen 
(Telefonüberwachung, verdeckte Ermittlung) 
reduzierte sich die Zahl der Gesuche vergli-
chen mit dem Vorjahr geringfügig (von 150 auf 
142). Richter wie Gerichtsschreiber leisteten 
erneut teilweise umfangreiche Einsätze in den 
anderen Kammern.
	 Im Rahmen der fachlichen Aufsicht über 
Bundesanwaltschaft und Untersuchungsrich-
teramt überprüfte die Beschwerdekammer 
insbesondere eine Anzahl von Verfahren, die 
von a.o. Staatsanwälten bearbeitet wurden. 
Gesamthaft bewegte sich der Aufwand für die 
Aufsicht im Rahmen des Vorjahres.
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II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer)
Die II. Beschwerdekammer verzeichnete im 
Berichtsjahr einen weiteren Anstieg der Be-
schwerdeeingänge von rund 15% auf 363 
Beschwerden (Vorjahr 317). Obwohl auch die 
Erledigungen um 20% auf 318 (Vorjahr 266) 
zugenommen haben, erhöhte sich die Zahl 
der Pendenzen per Ende 2009 um gegen 43% 
auf 148 (Vorjahr 103). Zurückzuführen ist dies 
auch auf den Umstand, dass Richter und Ge-
richtsschreiber der II. Beschwerdekammer 
vor allem in den lateinischen Sprachen in ver-
mehrtem Ausmass für die Bearbeitung zeitin-
tensiver Fälle der Strafkammer hinzugezogen 
wurden. Nachdem in diesem Jahr eine Erhö-
hung der Richterstellen in der Strafkammer 
erfolgt ist, sollte sich dieses Problem für 2010 
entschärfen. Aufgrund dieser Umstände stieg 
die Dauer der Verfahren gegenüber 2008 an, 
wobei durch Prioritätssetzung die Dauer der 
Verfahren wegen Auslieferungshaft weiterhin 
tief gehalten werden konnte. Da die Zunahme 
der Eingänge die Steigerung der Erledigungs-
quote übertrifft, stieg auch die Zahl der per 
Ende Jahr pendenten Verfahren.
	 Im Berichtsjahr hob das Bundesgericht 7 
Entscheide (wovon drei miteinander verbun-
den) der II. Beschwerdekammer auf bzw. kor-
rigierte sie reformatorisch. Drei dieser bun-
desgerichtlichen Urteile betrafen Entscheide 
der II. Beschwerdekammer aus dem Vorjahr. 
Von besonderer Bedeutung war, dass in ei-
nem seiner Entscheide das Bundesgericht 
(1C_381/2009 vom 13. Oktober 2009) neu das 
Electronic Monitoring als mögliche Ersatz-
massnahme an Stelle von Auslieferungshaft 
zuliess. In allen übrigen Fällen (71) erledigte 
das Bundesgericht Beschwerden durch Nicht-
eintreten im Sinne von Art. 84 Abs. 2 BGG.
	 Wie schon in den Vorjahren führt und ent-
wickelt die II. Beschwerdekammer die bishe-
rige Rechtsprechung des Bundesgerichtes 
konsequent weiter. Dies zeigt sich auch in der 
im Verhältnis zur Zahl von Nichteintretensent-
scheiden geringen Zahl von Beschwerden, auf 
die das Bundesgericht überhaupt eintritt und 
die es gutheisst.

Koordination der Rechtsprechung 

Kammerübergreifend traten im Berichtsjahr 
keine Fragestellungen auf, die der Koordination 
der Rechtsprechung bedurft hätten.
	 Koordinationsfragen spielen demgegen-
über kammerintern eine bedeutende Rolle. 
Besonders für die Strafkammer stellt die Si-
cherstellung der sprachenübergreifenden in-
ternen unité de doctrine eine besondere Her-
ausforderung dar. Der für die Gewährleistung 
zuständige Kammerpräsident wirkt nicht an 
allen Strafprozessen mit, weshalb es für ihn 
schwierig ist, Divergenzen in der Rechtspre-
chung zu erkennen. Die Strafkammer hat 2009 
der internen Koordination besondere Auf-
merksamkeit geschenkt. Im Interesse der in-
ternen Kohärenz der Rechtsprechung hat die 
Kammer bereits Anfang 2007 diesbezügliche 
Grundsätze verabschiedet. Zudem hilft das 
verbesserte Suchmodul im Internet bei der 
Erschliessung der eigenen Rechtsprechung. 
Gerichtsintern sind weitere Verbesserungen 
des Suchsystems in Bearbeitung. Bei den 
beiden Beschwerdekammern stellen die Kam-
merpräsidenten durch möglichst weitgehende 
Präsenz in den Spruchkörpern die Einheit der 
Rechtsprechung sicher. Zur kammerinternen 
Koordination der Rechtsprechung werden 
erkannte Divergenzen an den regelmässig 
durchgeführten Kammersitzungen geklärt. In 
der II. Beschwerdekammer ergaben insbe-
sondere Legitimationsfragen immer wieder 
Anlass zu derartigen Klärungen.
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Gerichtsverwaltung

Personal	
Per Ende 2008 waren am Bundesstrafgericht 
nebst den Mitgliedern des Gerichts 33 Perso-
nen angestellt, aufgeteilt auf 29,5 Stellen. Im 
Berichtsjahr haben 5 Mitarbeiter/innen (3 Ge-
richtsschreiber/innen, 2 Kanzleisekretärinnen) 
das Gericht verlassen, und es haben 12 Mit-
arbeiter/innen (7 Gerichtsschreiber/innen, 4 
Kanzleisekretärinnen, 1 Mitarbeiter der Dienste) 
neu ihre Arbeit aufgenommen. Eine Gerichts-
schreiberin wurde zur Richterin gewählt. Die 
Praktikanten werden für eine befristete Dauer 
von 6 Monaten angestellt und deshalb bei den 
Zahlen zur Personalfluktuation nicht berück-
sichtigt. Per Ende 2009 betrug der Personal-
bestand nebst den Mitgliedern des Gerichts 39 
Personen, welche sich 34,7 Stellen teilten.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesstrafgerichts weist  
im Berichtsjahr Ausgaben in der Höhe 
von CHF 18 431 288.40 und Einnahmen in 
der Höhe von CHF 1 075 225.80 aus. So-
mit resultiert ein Ausgabenüberschuss von  
CHF 17 356 062.60. Dies entspricht gegen-
über dem Jahr 2008 einer Erhöhung um  
CHF 4 098 296 oder 31%. Diese Differenz liegt 
hauptsächlich in der Erhöhung der Anzahl 
Richter und der Aufstockung des Personals  
(+ 1,4 Millionen), der Zunahme der Strafverfah-
ren (+ 0,7 Millionen) sowie in einer Verringe-
rung der Einnahmen um 2 Millionen begründet.
	 Detaillierte Informationen zu den Finanzen 
des Bundesstrafgerichts sind im vom EFD 
verfassten Dokument zur Rechnung 2009 
enthalten.
	 In Nachachtung der Finanzhaushaltverord-
nung und der Richtlinien des Eidgenössischen 
Finanzdepartements wurde im Verlaufe des 
Jahres 2009 das interne Kontrollsystem (IKS) 
eingeführt. Dieses System soll die Überprü-
fung und Dokumentation der zweckmässigen 
Verwendung der Mittel nach den Grundsätzen 
der Gesetzmässigkeit, der Dringlichkeit und 
der Sparsamkeit ermöglichen. Mit Einführung 
des IKS wurden auch gewisse Geschäftspro-
zesse stärker institutionalisiert.

Informatik
Das Gericht unterzog im Berichtsjahr die Ent-
scheiddatenbank einer grundlegenden Überar-
beitung. Neu – und, soweit erkennbar, in die-
ser Form in der Schweiz erstmalig – steht der 
Öffentlichkeit nebst der Volltextsuche und dem 
Gesetzesregister eine Vervollständigungsfunk-
tion zur Verfügung, die auf den Begriffen des 
juristischen Thesaurus JURIVOC basiert. Dabei 
werden die ausgewählten Begriffe bei der Re-
cherche automatisch sprachübergreifend ein-
gesetzt, was die automatisierte Suche in den 
drei Amtssprachen ermöglicht. Des Weiteren 
wurde die informationstechnische Entscheid
übermittlung an die akkreditierten Journalisten/
innen neu konzipiert, flexibilisiert und damit 
für die Adressaten verbessert. Die ergangenen 
Entscheide werden laufend übermittelt: Die 
Journalisten/innen erhalten mit Freigabe der 
Entscheide automatisiert eine E-Mail, deren 
Betreff die Geschäftsnummer und die Sperrfrist 
nennt und die diverse Zusatzinformationen im 
Text enthält (wie etwa den Prozessgegenstand 
oder einen allfälligen Vorschlag zur Publikati-
on). Dieser Mitteilung ist der Entscheid als pdf-
Datei beigefügt. Beide Neuerungen sind auf ein 
breites und positives Echo gestossen.

Bibliothek
Ausserordentlichen Aufwand für den kleinen, 
gerichtsinternen Bibliotheksdienst verursachte 
die Datenmigration vom Bibliothekenverbund 
Alexandria in den Verbund der Westschweizer 
Bibliotheken (RERO), wie sie 2008 beschlos-
sen worden war und im Berichtsjahr zusammen 
mit den Bibliotheken des Bundesgerichts, des 
Bundesverwaltungsgerichts, des Bundesamts 
für Justiz und des Schweizerischen Instituts für 
Rechtsvergleichung realisiert wurde. Seit Ende 
2009 sind die Bestände der Bibliothek des Bun-
desstrafgerichts nun im Verbund RERO integ-
riert und über http://opac.rero.ch abrufbar. Der 
Verbund vereint neu 4,8 Millionen bibliographi-
sche Einträge und wird im Jahr 2010 überdies 
der grössten bibliographischen Datenbank der 
Welt (WorldCat) beitreten.
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Betrieb, Logistik und Sicherheit
Mit der bisher grössten Hauptverhandlung («Zi-
garettenschmuggel») wurde in verschiedener 
Hinsicht Neuland betreten. Die reibungslose 
technische Abwicklung eines Verfahrens mit 
neun Angeklagten, bis zu 16 Rechtsanwälten, 
einer grossen Zahl von Drittbetroffenen, einem 
Aktenbestand von rund 1000 Bundesordnern, 
sicherheitstechnischen Herausforderungen, er-
heblichem medialem Interesse sowie der erst-
maligen Einvernahme von italienischen Pentiti 
mittels internationaler Videokonferenz darf für 
einen zweiköpfigen Dienstbereich nicht als 
selbstverständlich gelten. Pionierarbeit galt es 
sodann auch bei der Erarbeitung des ersten 
Pandemiebetriebsplans zu leisten, der in der 
Folge dem Bundesgericht und dem Bundesver-
waltungsgericht zur Verfügung gestellt wurde. 
Daneben konzentrierte der Dienstbereich im 
Berichtsjahr Magazin und Archiv an einem Ort 
und führte im Rahmen des Sicherheitskonzepts 
zum zweiten Mal in der Geschichte des Ge-
richts eine Evakuierungsübung durch.

Projekt «Definitiver Sitz»
Bekanntermassen befindet sich das Bun-
desstrafgericht seit Beginn seiner Tätigkeit 
an einem provisorischen Sitz. Diese Situa-
tion verursacht Probleme vor allem logisti-
scher Natur, welche von Jahr zu Jahr – mit 
Aufstockung des Personalbestandes – immer 
schwieriger zu meistern sind und immer neue 
provisorische Lösungen erforderlich machen. 
Die für das Bundesstrafgericht bestimmten 
Räumlichkeiten sind komplett belegt. Die zur 
Verfügung stehenden internen Möglichkeiten 
wurden vollständig ausgeschöpft. Die Büros 
wurden verkleinert, um Platz für weitere Bü-
ros zu schaffen; zahlreiche Mitarbeiter/innen 
müssen sich ein gemeinsames Büro teilen; für 
interne Sitzungen ist man gezwungen, aus-
wärtige Räumlichkeiten zuzumieten. Das Bun-
desstrafgericht befindet sich diesbezüglich an 
der Grenze seiner Kapazitäten.
	

Zudem bringt der Umstand, dass sich die 
Büros und der Gerichtssaal in verschiede-
nen Gebäuden befinden, zusätzliche Kosten 
wie für den Transport der Akten und für die 
Sicherheit im Allgemeinen mit sich. Schliess-
lich ist der derzeitige Gerichtssaal, wenn auch 
unter technischen Gesichtspunkten funktio-
nal, für Prozesse ab einem gewissen Umfang 
bzw. mit mehr als fünf Beschuldigten logis-
tisch nicht ausreichend: Der zur Verfügung 
stehende Platz für alle an der Verhandlung 
teilnehmenden Personen ist zu knapp, um 
eine hinreichende Funktionalität zu gewähr-
leisten. Aus diesem Grund mussten mehrfach 
alternative Lösungen in Anspruch genommen 
werden, so beispielsweise die Durchführung 
von Prozessen eines bestimmten Umfangs im 
Saal des Grossen Rates des Kantons Tessin.
	 Angesichts dieser prekären logistischen 
Situation sowie deren eben aufgezählten Aus-
wirkungen ist das Bundesstrafgericht überaus 
froh über die entscheidenden Fortschritte, 
welche im Verlaufe des Jahres 2009 hinsicht-
lich des Projekts «Definitiver Sitz» erreicht 
wurden. Im Juni 2009 wurden das Vorprojekt 
mit Kostenschätzung und das Auflageprojekt 
genehmigt. Am 19. Juni 2009 wurde das Bau-
gesuch eingereicht. Anfang November erfolgte 
die Genehmigung des Bauprojekts, und Eidge-
nossenschaft und Kanton Tessin sprachen die 
Baukredite. Am 23. Dezember 2009 erteilte der 
Gemeinderat von Bellinzona die Bewilligung 
zum Bau des definitiven Sitzes des Bundes-
strafgerichts. Die Bewilligung ist rechtskräftig.
	 In Berücksichtigung der im Jahr 2009 erziel-
ten Fortschritte ist für das Bundesstrafgericht 
unabdingbar, dass die Termine für die Been-
digung der Arbeiten und den Einzug in den 
neuen Sitz (vorgesehen für Dezember 2012) 
eingehalten werden. Allfällige Verzögerungen 
könnten den geordneten Betrieb des Gerichtes 
in logistischer Hinsicht in Frage stellen.
	 Das Bundesstrafgericht möchte unterstrei-
chen, dass die Zusammenarbeit mit den Ver-
antwortlichen des Bundesamtes für Bauten und 
Logistik sowie mit dem Architekturbüro in jeder 
Hinsicht ausgezeichnet war, ebenso die Bezie-
hungen zu den Verantwortlichen des Kantons 
Tessin und des Gemeinderats von Bellinzona.
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Aufsichtstätigkeit  
(fachliche Aufsicht der  
I. Beschwerdekammer über die 
Bundesanwaltschaft und das  
Untersuchungsrichteramt)

Geschäftsberichte der  
Bundesanwaltschaft und des  
Untersuchungsrichteramts
Die Bundesanwaltschaft (BA) und das Un-
tersuchungsrichteramt (URA) erstatten der 
I. Beschwerdekammer regelmässig Anfang 
Jahr den Bericht über ihre Tätigkeit im ver-
gangenen Jahr (vgl. Weisung 01/2007, Ziff. 2). 
Nachfolgend werden daraus einige wesentli-
che Aspekte wiedergegeben.

Bundesanwaltschaft 
Die BA führte eine Weiterbildung der Verfah-
rensleiter mit Blick auf deren Führungsfunkti-
on durch, richtete eine gemeinsame Fallkon-
trolle von BA und BKP ein, organisierte ein 
monatliches Treffen der Direktion der BA mit 
der Leitung der BKP und stellte ein Handbuch 
für die gerichtliche Polizei sowie die Aus- und 
Weiterbildung der BKP auf das Inkrafttreten 
der StPO am 1. Januar 2011 in Aussicht. Die 
Umsetzung der Empfehlungen des Berichtes 
Uster sollen weitgehend abgeschlossen sein. 
	 Die Aufteilung der operativen Tätigkeit wird 
gleich wie im Vorjahr geschätzt (88% Straf-
verfahren, 12% passive Rechtshilfe), wobei 
sich dieses Verhältnis bei den Rechtshilfe-
teams leicht zugunsten der Strafverfahrens-
führung verschoben hat (34% statt 31% im 
Vorjahr). Die Anzahl der bei der BA hängigen 
Verfahren hat sich erneut leicht erhöht (von 
213 auf 221). Neu eröffnet wurden 98 (Vorjahr 
108) Ermittlungsverfahren, die Erledigungen 
erhöhten sich von 98 auf 105, wobei die An-
klagen allerdings von 16 auf 12 zurückgingen.

Untersuchungsrichteramt
Die Zahl der Erledigungen ist mit 21 im Ver-
gleich zum Vorjahr nur um 1 Verfahren zurück-
gegangen, obschon die Eingänge deutlich 
zugenommen haben, 1 Untersuchungsrichter 
zurückgetreten ist und zwei Untersuchungs-
richter im deutschsprachigen Bereich durch 
je ein grosses Verfahren nahezu vollständig 
absorbiert waren. Die Zahl der von der Bun-
desanwaltschaft überwiesenen Voruntersu-
chungen hat um 7 zugenommen (total 18), 
ausserdem sind 3 Rechtshilfeersuchen einge-
gangen und es sind 16 Haftprüfungen durch-
geführt worden.

Weisungen
Im Berichtsjahr 2009 wurden keine zusätz-
lichen Weisungen gegenüber der BA und 
dem URA erlassen. Gestützt auf die Weisung 
07/2007 sind die Vorlagen für die Verfügungen 
betreffend Aufforderung zur Auskunftserteilung 
und Herausgabe der I. Beschwerdekammer zur 
Genehmigung zu unterbreiten. Die bereinigten 
Vorlagen liegen der I. Beschwerdekammer zur 
Genehmigung vor.

Berichterstattung
Seit Anfang 2008 berichten BA und URA über 
ihre hängigen Geschäfte (exklusive Massen
geschäfte) pro Semester (vgl. Weisung 
01/2007, Ziff. 1). Zusätzliche Informationen 
ergeben sich aus den Inspektionen im Herbst.
	 Die fachliche Aufsichtsbehörde wird nach 
gewissen Unterbrüchen jetzt wieder regelmäs
sig über den Einsatz von ausserordentlichen 
Staatsanwälten/innen informiert. Trotz eines 
entsprechenden schriftlichen Hinweises an 
die administrative Aufsichtsbehörde im Jah-
re 2008 entsprachen mehrere im Jahre 2009 
von ausserordentlichen Staatsanwälten ein-
gestellte Verfahren den Weisungs- und Ge-
setzesvorgaben nicht. Nach den Angaben der 
BA werden den ausserordentlichen Staats-
anwälten/innen die erforderlichen Unterlagen 
im Anschluss an deren Ernennung durch den 
Bundesrat abgegeben; bezüglich der einheit-
lichen Umsetzung der gegenüber der BA (und 
damit auch gegenüber den ausserordentli-
chen Staatsanwälten/innen) bestehenden An-
forderungen müssen jedoch Verbesserungen 
erzielt werden.
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Inspektionen
Die I. Beschwerdekammer hat die einzelnen 
Staatsanwälte/innen bzw. Teams der BA und 
die Untersuchungsrichter/innen im Rahmen 
von je ungefähr einstündigen Gesprächen in
spiziert. Die Gesamtergebnisse wurden in ei-
nem Bericht mit allgemeinen Feststellungen 
und Empfehlungen zusammengefasst und mit 
den Leitungen der beiden Behörden bespro-
chen (vgl. Weisung 01/2007, Ziff. 3). In diesen 
Gesprächen kann lediglich ein ergänzender 
Eindruck vermittelt werden; eine Ergänzung 
stellt dieser insofern dar, als die fachliche 
Aufsichtsbehörde in erster Linie Rechtsmittel-
instanz in Bezug auf die Ermittlungs- bzw. Un-
tersuchungstätigkeit der BA bzw. des URA ist. 
	 Insgesamt bestätigte sich der bisherige, 
gute Gesamteindruck der Verfahrensfüh-
rung. Das Bewusstsein für die Konzentration 
der Kräfte mit Rücksicht auf die begrenzten 
Ressourcen ist vorhanden. In der Umsetzung 
muss nach wie vor die BKP in verstärktem 
Masse einbezogen werden können. Es muss 
im Interesse der effizienten Verfahrensfüh-
rung gelingen, ein konkretes, fachspezifi-
sches Kontingent von BKP-Sachbearbeitern 
der BA zur ausschliesslichen Zusammenarbeit 
auf Zeit zuzuweisen. Über diese Ressourcen 
sollte der Steuerungsausschuss Ressourcen 
(SAR) der BA direkt verfügen können. Inzwi-
schen wurde eine konkrete Verbesserung 
erzielt, indem die für das einzelne Verfahren 
zur Verfügung stehenden Sachbearbeiter na-
mentlich bekannt sind. 
	 Hauptgründe für mehrjährige Verfahren 
sind weiterhin nebst Umfang bzw. Komplexi-
tät namentlich hängige Rechtshilfeersuchen 
sowie vereinzelt auch beschränkt ausreichen-
de personelle Ressourcen. Bei den komplexen 
und / oder umfangreichen Verfahren muss die 
«80/20%-Richtlinie» konsequent verfolgt wer-
den. Es kann bei umfangreichen bzw. kom-
plexen Verfahren nicht alles in der geforder-
ten Breite abgeklärt werden. Was behandelt 
wird, muss sorgfältig und gründlich bearbeitet 
werden. Trotz einer nach wie vor beachtlichen 
Anzahl von länger dauernden Verfahren kann 
in Bezug auf die Verjährung nicht von einer 
allgemeinen Problematik gesprochen werden.
	

Die Koordination zwischen BA und URA in 
den einzelnen Verfahren funktioniert insbe-
sondere zur Beschleunigung des Abschlusses 
von hoch instruierten Ermittlungsverfahren. 
Im Hinblick auf die Integration des URA in 
die BA muss der Verfahrensübergang laufend 
abgestimmt werden. Gemeinsame Massnah-
men der Leitungen von BA und URA müssen 
zudem die Integrationsphase unterstützend 
begleiten.

Oberaufsicht über die gerichtliche  
Polizei (Art. 17 BStP)
Entsprechend dem Aufsichtsbericht 2008 
weist die BA im Kapitel «Zusammenarbeit mit 
der Bundeskriminalpolizei» auf gewisse Füh-
rungs- und Kontrollmassnahmen hin, welche 
bezüglich der BKP im Jahre 2009 eingeführt 
worden sind; diese sowie weitere Führungs-
massnahmen sind auch dem Kapitel «Projekt 
Umsetzung Bericht Uster (UBU)» zu entneh-
men. Diese Vorkehren sind zu begrüssen. 
Mit Blick auf Systematik und Nachvollzieh-
barkeit der getroffenen Massnahmen wäre 
wünschenswert, zusätzlich von der BA als 
Leiterin der gerichtlichen Polizei künftig auch 
zahlenmässige, über die Jahre vergleichbare 
Angaben bezüglich der Arbeit der BKP bzw. 
der gerichtlichen Polizei in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht zu erhalten. 
	 Aus aktuellem Anlass wird darauf hinge-
wiesen, dass seitens der BA (Art. 17 Abs. 1 
BStP) gewährleistet werden muss, dass nur 
entsprechend qualifizierte und überprüfte 
(Personensicherheitsprüfung mit positiver 
Risikoverfügung) Mitarbeiter der BKP zur Er-
füllung gerichtspolizeilicher Arbeiten beigezo-
gen werden.
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Fazit
Es gelingt den Strafverfolgungsbehörden des 
Bundes zunehmend besser, die Verfahren 
im Zuständigkeitsbereich des Bundes kom-
petent und effizient zu führen. In einzelnen 
Verfahren kommt es aus unterschiedlichen 
Gründen nach wie vor zu Verzögerungen. 
Die Ermittlungs- und Untersuchungstätigkeit 
ist letztlich auf die Beweisführung in Bezug 
auf einen konkreten, tatbestandsmässigen 
Verdacht ausgerichtet. Dieser zentrale As-
pekt kann nicht abschliessend beurteilt wer-
den, weil dafür ein Inspektionsgespräch von 
einer Stunde nicht genügt. Dies lässt sich 
verantworten, weil die primäre und konkre-
te Überprüfung der Ermittlungs- und Unter-
suchungstätigkeit in Rechtsmittelverfahren 
erfolgt und die fachliche Aufsicht lediglich 
eine Ergänzung dazu darstellt. Das fortwäh-
rende Ziel der Strafverfolgungsbehörden 
muss sein, die Zeitspanne einer Verdächti-
gung gegenüber einer Person angemessen 
zu beschränken. Langjährige Ermittlungs- 
und Untersuchungsverfahren erhöhen den 
Erwartungsdruck in der Öffentlichkeit, er-
schweren oft die Wahrheitsfindung und kön-
nen sich je nach den Umständen auch für die 
Beschuldigten sehr belastend auswirken. Am 
Beschleunigungsgebot muss sich daher die 
Verfahrensführung ständig ausrichten. 
	 Abschliessend benutzt die I. Beschwerde
kammer als fachliche Aufsichtsbehörde die 
Gelegenheit, allen Angehörigen von BA und 
URA für ihren Einsatz zu danken und sie er-
neut zur konsequenten und zielorientierten 
Verfahrensführung anzuhalten.
				  
Im Namen der I. Beschwerdekammer
als fachliche Aufsichtsbehörde

Der Präsident: Tito Ponti
Die Gerichtsschreiberin: Tanja Inniger 

Zusammenarbeit

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesgericht 
als Aufsichtsbehörde hat sich im Wesent-
lichen eingespielt. Das Bundesstrafgericht 
begrüsste dabei die vom Bundesgericht ini-
tiierten Vereinfachungen im Konzept über die 
Aufsicht durch die Beschränkung auf zwei 
jährliche Reportings für die Aufsichtsgeschäf-
te. Die entsprechenden Raster und statisti-
schen Vorgaben sind bereinigt. Die Kontak-
te und insbesondere die Aufsichtssitzungen 
werden benutzt, um Fragen anzusprechen, 
welche sich aus der Aufsicht ergeben. Re-
gelmässige Kontakte und Koordinationen zur 
Klärung technischer Fragen finden zudem auf 
Ebene Generalsekretariat und Dienste statt. 
Aus Sicht des Bundesstrafgerichts ist eine 
atmosphärische Entspannung im Verhältnis 
zum Bundesgericht eingetreten. Kontroverse 
Auffassungen können damit besser bespro-
chen werden. Zwischen den erstinstanzlichen 
Gerichten des Bundes findet ein einmaliges 
jährliches Treffen der Verwaltungskommis-
sionen statt, welches dem gegenseitigen 
Austausch dient. Auch nach der Startphase 
vermittelt dieser Kontakt immer wieder inter
essante Gesichtspunkte und erleichtert die 
Koordination, wo eine solche als sinnvoll oder 
gar notwendig erscheint. Darüber hinaus hat 
das Bundesstrafgericht im Bereich der Infor-
matik das Bundesverwaltungsgericht bei des-
sen Plattformwechsel namhaft unterstützt.
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Externe Behörden

Das Eidgenössische Untersuchungsrichter-
amt (URA) ist dem Bundesstrafgericht ad-
ministrativ unterstellt. Überdies steht seine 
Kerntätigkeit, die Voruntersuchung, unter der 
fachlichen Aufsicht der I. Beschwerdekam-
mer (vgl. S. 44). Mit Inkrafttreten der neuen 
Schweizerischen Strafprozessordnung und 
des Strafbehördenorganisationsgesetzes vor
aussichtlich auf den 1. Januar 2011 wird das 
URA aufgelöst werden. Der geordnete Über-
gang der Mitarbeiter, insbesondere der Unter-
suchungsrichter/innen, in die Bundesanwalt-
schaft (BA) wurde bereits 2008 eingeleitet. 
Damit haben die Untersuchungsrichter/innen 
sowie die Mitarbeiter/innen des URA frühzei-
tig eine Perspektive für ihre berufliche Zukunft 
erhalten. Damit wird gewährleistet, dass das 
URA bis Ende 2010 funktionstüchtig ist und 
die Verfahren ohne Unterbruch vorangetrie-
ben werden können.

Zusammensetzung des  
Untersuchungsrichteramts
Das URA war per Ende 2009 mit den folgen-
den zehn Untersuchungsrichtern/innen be-
setzt:

Jürg Zinglé, Leiter, Bern	
Maria Antonella Bino, Stellvertretende Leiterin, 
 			              Lausanne

Hans Baumgartner, Bern	
Elena Catenazzi, Bern	
Jacques Ducry (wie bisher 70%), Lugano	
Prisca Fischer, Bern

Manuela Graber, Bern

Andreas Müller, Bern

Gérard Sautebin, Lausanne

Delphine Tuetey, Lausanne

	
Da der vom Bundesstrafgericht am 16. De-
zember 2008 gewählte Nachfolger von Unter-
suchungsrichter Paul Perraudin seine Wahl 
ausgeschlagen hatte und es die Geschäftslage 
erlaubte, besetzte das Bundesstrafgericht die 
Stelle mit Delphine Tuetey als Untersuchungs-
richterin erst per 1. Dezember 2009. Untersu-
chungsrichter Felix Gerber trat per 30. April 
2009 in den vorzeitigen Ruhestand.

Die Vorbereitungen zur Integration des URA 
in die BA wurden weiter vorangetrieben und 
haben zu einer deutlichen Verbesserung des 
Verhältnisses der beiden Behörden geführt. 
Unter anderem wurden die Untersuchungs-
richter/innen regelmässig zu den Konferen-
zen der BA eingeladen. Der im September 
vollzogene Umzug der französischsprachigen 
Zweigstelle des URA von Genf nach Lausanne 
führte zu erheblichen finanziellen Einsparun-
gen für die Eidgenossenschaft.

Geschäftslast
Die Zahl der von der BA im Berichtsjahr 
überwiesenen Verfahren nahm gegenüber 
dem Vorjahr auf 18 zu (Vorjahr 11). Positiv 
zu vermerken ist seitens der administrativen 
Aufsicht, dass die Zahl der Erledigungen mit 
21 Verfahren nur knapp hinter derjenigen im 
Vorjahr (22) zurückblieb; dies ist insofern er-
freulich, als die Eingänge wie erwähnt zuge-
nommen haben, ein Untersuchungsrichter 
im Berichtsjahr in den vorzeitigen Ruhestand 
trat und nicht mehr ersetzt wurde und zudem 
zwei Untersuchungsrichter im deutschspra-
chigen Bereich je durch ein grosses Verfah-
ren nahezu vollständig absorbiert waren. Da 
die Erledigungsrate nach wie vor höher als die 
Eingangsrate ist, ging die Zahl der hängigen 
Verfahren (ohne die vorläufig eingestellten) 
von 33 weiter auf 28 zurück. 
	 Im deutsch- und französischsprachigen 
Bereich erscheint – unabhängig von der An-
zahl der im kommenden Jahr von der BA über-
wiesenen Fälle – eine genügende Auslastung 
gegeben. Im italienischsprachigen Bereich 
sind demgegenüber aufgrund der bisherigen 
Überweisungsfrequenz der BA Überkapazitä-
ten nicht auszuschliessen. 

Fazit
Erfreulicherweise konnte das URA Penden-
zen weiter abbauen. Das darf mit Blick auf 
die anforderungsreiche Umbruchphase, in 
welcher sich das URA befindet, nicht als 
selbstverständlich gelten. Positiv ist sodann 
zu vermerken, dass die Vorbereitungen für 
die Integration des URA in die BA fortge-
schritten sind und hoffen lassen, dass sich 
die Angehörigen des URA gut in die Kultur 
der BA werden integrieren können.
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Aus der Gerichtspraxis des Bundesstrafge-
richts im Jahre 2009 ergeben sich keine Hin-
weise für die Gesetzgebung.
	 Hingegen gestatten wir uns den Hinweis, 
dass sich aus dem Entscheid der II. Be-
schwerdekammer RR.2009.329 vom 24. No-
vember 2009 (Polanski) sowie aufgrund des 
bereits erwähnten Urteils des Bundesgerichts 
1C_381/2009 vom 13. Oktober 2009 mit Be-
zug auf die Einführung des Electronic Moni-
toring im Lichte des verfassungsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (Art. 29 BV) 
Konsequenzen für Kantone ergeben können, 
welche zur Zeit ein Electronic Monitoring noch 
nicht vorsehen. Mit dem wahrscheinlichen In-
krafttreten der Schweizerischen Strafprozess-
ordnung auf 2011 wird sich dieses Problem 
auch im Rahmen der schweizerischen Straf-
verfolgung stellen (vgl. Art. 237 Abs. 2 lit. c 
i.V.m. Abs. 3 CH-StPO).
	

Sodann hat das Bundesstrafgericht bereits 
im Rahmen des Geschäftsberichts 2007 
darauf hingewiesen, dass in Bezug auf Ge-
richtskosten, Parteientschädigungen sowie 
Honorar und Kosten des unentgeltlichen 
Rechtsbeistandes Art. 63 Abs. 5, Art. 64 Abs. 5  
und Art. 65 Abs. 5 VwVG einzig zugunsten 
des Bundesverwaltungsgerichts einen Vor-
behalt für den Erlass eines Tarifs machten. 
Es stellte diesbezüglich eine Lücke fest, wel-
che zwischenzeitlich vom Gesetzgeber hin-
sichtlich der Gerichtskosten gemäss Art. 63  
Abs. 5 VwVG gefüllt worden ist (BBl 2007  
S. 6150 f.), währenddem die entsprechen-
den Art. 64 Abs. 5 und Art. 65 Abs. 5 VwVG 
nicht angepasst worden sind. Gemäss Recht-
sprechung (vgl. Entscheid des Bundesstraf-
gerichts RR.2007.1 vom 29. Januar 2007,  
E. 6.2.1; Journal des Tribunaux 2008 IV 66 
N. 318) sollten auch diese Artikel gelegentlich 
eine analoge Verweisung beinhalten. Im Rah-
men einer Revision des VwVG sollten demnach 
auch die Art. 64 Abs. 5 und 65 Abs. 5 VwVG  
in diesem Sinne angepasst werden.

Hinweise an den Gesetzgeber
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Geschäfte (Fälle)
Verfahrensausgang  
(nach Angeklagten)
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Geschäfte der Strafkammer1

Anklagen 18 13 24 13 25 12 11 15 24 –

Abtrennungen 3 2 2 3 2 3 – – – –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – 1 – 1 1 – – – – –

Rückweisungen BGer 5 4 5 9 12 2 – 6 5 1

Total 26 20 31 26 40 17 11 21 29 1

1 Hinzu kommen Nebenentscheide (z.B. Ausstand, 
vorzeitiger Strafvollzug, Beschlagnahme):  
Eröffnungen: 29, Erledigungen: 29

Geschäfte Verfahrensausgang
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Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 199 198 34 220 226 28 37 50 69 69 – – 1

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 150 150 – 142 142 – – – 18 124 – – –

Revisionsgesuche usw. 4 4 – 1 1 – – 1 – – – – –

Rückweisungen BGer 25 4 22 4 24 2 – – – 24 – – –

Total 378 356 56 367 393 30 37 51 87 217 – – 1

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 308 261 99 357 308 148 42 74 167 24 – – 1

Revisionsgesuche usw. 5 5 – 3 3 – – 3 – – – – –

Rückweisungen BGer 4 – 4 3 7 – – – 7 – – – –

Total 317 266 103 363 318 148 42 77 174 24 – – 1

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – – 1 – 1 – – – – – – –

Total 695 622 159 731 711 179 79 128 261 241 – – 2

Gesamttotal 721 642 190 757 751 196

Art und Zahl der Geschäfte
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Teilweise/r  
Verurteilung,  

Freispruch:  
29 / 46,8%

Verurteilung: 
 21 / 33,9%

Kostentragung: 
1 / 1,6%

Freispruch: 
11 / 17,7%

Abschreibung:  
79 / 11,1%

Gutheissung,  
Bewilligung:  
241 / 33,9%

Abweisung,  
Ablehnung:  

261 / 36,7%
Nichteintreten:  
128 / 18,0%

  
Überweisung:  

2 / 0,3%

Total: 62 / 100%

Total: 711 / 100%
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Eingänge, Erledigungen, Überträge

Streitsachen nach Sprachen 2009

757 / 100% 751 / 100%

Italienisch: 
113 / 14,9%

Eingänge Erledigungen

Italienisch: 
130 / 17,3%

Französisch: 
262 / 34,6%
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Französisch: 
246 / 32,8%

Deutsch: 
382 / 50,5%

Deutsch: 
375 / 49,9%
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Geschäfte der Strafkammer
Anklagen – – 1 2 6 16 – 25

Abtrennungen – – – – 2 – – 2

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – 1 – – – – – 1

Rückweisungen BGer – 1 3 3 3 2 – 12

Total – 2 4 5 11 181 – 40

Geschäfte der Beschwerdekammern b
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Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 7 57 88 64 10 – – 226

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 133 9 – – – – – 142

Revisionsgesuche usw. – 1 – – – – – 1

Rückweisungen BGer – – – – 24 – – 24

Total 140 67 88 64 34 – – 393

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 13 35 77 103 73 7 – 308

Revisionsgesuche usw. 1 2 – – – – – 3

Rückweisungen BGer – 1 2 – 4 – – 7

Total 14 38 79 103 77 7 – 318

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – – – – – – –

Total 154 105 167 167 111 7 – 711

Gesamttotal 154 107 171 172 122 25 – 751

Dauer der Geschäfte

1 davon ein Fall 18 Monate sistiert
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6 Tage bis 1 Monat: 2 / 5,0%

1 bis 3 Monate: 4 / 10,0%

4 bis 6 Monate: 5 / 12,5%
1 bis 2 Jahre: 18 / 42,5%

7 bis 12 Monate: 11 / 27,5%

Total: 40 / 100%

6 Tage bis 1 Monat: 105 / 14,8%

1 bis 3 Monate: 167 / 23,5%

1 bis 2 Jahre: 7 / 0,9%

7 bis 12 Monate: 111 / 15,6%

Total: 711 / 100%

bis 5 Tage: 154 / 21,7%

4 bis 6 Monate: 167 / 23,5%
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Erledigungen Übertragene Fälle

Mittlere Dauer (Tage) Maximale Dauer (Tage)

Geschäfte der Strafkammer b
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Anklagen 226 168 3941 3852 	 406 218 734

Abtrennungen 265 61 326 288 121 166 469

Revisionsgesuche usw. – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen 27 – 27 27 – – –

Rückweisungen BGer 180 30 210 458 280 98 126

Geschäfte der Beschwerdekammern
Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 71 279 70 275

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 3 14 – –

Revisionsgesuche usw. 7 7 – –

Rückweisungen BGer 253 313 317 317

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 126 560 159 421

Revisionsgesuche usw. 3 5 – –

Rückweisungen BGer 179 277 – –

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – 24 24

1 mittlere Dauer mit sistierten Fällen: bis Urteil: 247 Tage, für das Verfahren: 415 Tage

2 unter Berücksichtigung der Sistierung von 18 Monaten bis Urteilsfällung: 811 Tage

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte
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Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus  
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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Strafkammer 26 11 (42,3%) 15 (57,7%) 31 29 (93,5%) 2 (6,5%) 26 40 (153,8%)

I. Beschwerdekammer  
(Strafverfahrenskammer) 367 337 (91,8%) 30 (8,2%) 56 56 (100%) – 367 393 (107,1%)

II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer) 364 216 (59,3%) 148 (40,7%) 103 102 (99,0%) 1 (1,0%) 364 318 (87,4%)

Total 757 564 (74,5%) 193 (25,5%) 190 187 (98,4%) 3 (1,6%) 757 751 (99,2%)

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus 
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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erledigt:  
564 / 74,5%

Übertrag 
auf 2010:  
193 / 25,5%

erledigt:  
187 / 98,4%

Übertrag 
auf 2010:  
3 / 1,6%

Eingänge:  
757

Erledigungen:  
751

757 / 100%Total 190 / 100%

	 eingegangen vor: 

	 mehr als 2 Jahren:	 1

	 1 bis 2 Jahren:	 2
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mit Verhandlung ohne Verhandlung
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Geschäfte der Strafkammer
Anklagen 4 18 2 – 1 –

Abtrennungen – 1 – – 1 –

Revisionsgesuche usw. – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – – – – 1 –

Rückweisungen BGer – 1 – 5 6 –

Total 4 20 2 5 9 –

Geschäfte der Beschwerdekammern Einzelrichter
3 Richter /  

Zirkulationsweg
3 Richter /  
Sitzungen

Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche – 219 7

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 142 – –

Revisionsgesuche usw. 1 – –

Rückweisungen BGer 24 – –

Total 167 219 7

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden – 303 5

Revisionsgesuche usw. – 3 –

Rückweisungen BGer – 7 –

Total – 313 5

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – –

Total 167 532 12

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)
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Einzelrichterentscheide: 167 / 23,5% 

mit Verhandlung: 26 / 65,0%

Zirkulationsweg: 532 / 74,8%

ohne Verhandlung: 14 / 35,0%

Sitzungen: 12 / 1,7% 

Total: 40 / 100%

Total: 711 / 100%

Art der Erledigung

Art der Erledigung
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Eingänge Erledigungen

2005 2006 2007 2008 2009 2005 2006 2007 2008 2009Strafkammer
Anklagen 7 19 23 18 13 10 7 17 13 25

Abtrennungen – – 1 3 3 – – – 2 2

Revisionsgesuche usw. 1 – 1 – – 2 – 1 – –

Nachträgliche Entscheidungen 1 2 1 – 1 1 1 1 1 1

Rückweisungen BGer 1 4 8 5 9 1 3 5 4 12

Total 10 25 34 26 26 14 11 24 20 40

I. Beschwerdekammer  
(Strafverfahrenskammer)

Beschwerden / Gesuche 296 306 164 199 220 292 302 186 198 226

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 193 172 84 150 142 193 169 84 150 142

Revisionsgesuche usw. – 2 – 4 1 – 2 – 4 1

Rückweisungen BGer 3 – 5 25 4 3 – 4 4 24

Total 492 480 253 378 367 488 473 274 356 393

II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer)

Beschwerden 211 308 357 159 261 308

Revisionsgesuche usw. – 5 3 – 5 3

Rückweisungen BGer – 4 3 – – 7

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – 1 – –

Total 211 317 364 159 266 318

Gesamttotal 502 505 498 721 757 502 484 457 642 751

Art und Zahl der Geschäfte nach Kammern (5-Jahres-Vergleich)
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 336 StGB 7 – 8 15

Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 337 StGB

Kriminelle Organisation (Art. 260ter StGB) 12 – 1 13

Finanzierung des Terrorismus (Art. 260quinquies StGB) – – – –

Geldwäscherei (Art. 305bis StGB) 4 – – 4

Mangelnde Sorgfalt bei Finanzgeschäften und Melderecht (Art. 305ter StGB) – – – –

Bestechung (Art. 322ter–octies StGB) – – 2 2

Wirtschaftskriminalität 1 – 1 2

Total 17 – 4 21

Verwaltungsstrafsachen 1 – – 1

2 1 3

Total Geschäfte der Strafkammer 25 2 1 – 12 40

Geschäfte der Beschwerdekammern
Aufsichts-/Ausstandsverfahren 9 – – 9

Beschwerdeverfahren 92 1 – 93

Gerichtsstandsverfahren 37 – – 37

Haftverfahren

Haftverlängerungen 4 – – 4

Haftbeschwerden 18 – – 18

Total 22 – – 22

Entschädigungsverfahren 14 – – 14

Entsiegelungsverfahren 16 – 24 40

Verwaltungsstrafverfahren 36 – – 36

Rechtshilfeverfahren

Auslieferung 35 – – 35

Auslieferungshaft 20 – 2 22

Überstellung 1 – – 1

Andere Rechtshilfe 246 2 5 253

Stellvertretende Strafverfolgung 1 – – 1

Vollstreckung von Strafentscheiden – – – –

Andere (IRSG) 5 1 – 6

Total 308 3 7 318

Personalrechtliche Verfügungen des BVGer – – – –

Total Geschäfte der Beschwerdekammern 534 4 31 569

Telefonkontrollen 139 139

Verdeckte Ermittlungen 3 3

Gesamttotal 25 2 1 534 142 4 43 751



58

Geschäftslast beim URA 2009 im Vergleich zu 2008

Übernommen aus Eröffnet
Hängig 
insgesamt Erledigt Übertragen auf

Voruntersuchung 2008 2007 % 2009 2008 % 2009 2008 % 2009 2008 % 2010 2009 %

hängig 33 42 –21% 14 13 8% 28 55 –49% 20 22 –9% 28 33 –15%

vorläufig eingestellt 10 10 0% – – 9 – 1 – 9 10 –10%

Total 43 52 –17% 14 13 8% 37 55 –33% 21 22 –5% 37 43 –14%
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Voruntersuchung
hängig 22 33 13 1 1 – 20 28

vorläufig eingestellt1 – 10 – – – – 1 9

Total 22 43 13 1 1 – 21 37

Eröffnung abgewiesen – – – – – – – –

noch nicht eröffnet – – 5 – – – – 5

Total – – 18 – – – – –

Haft
Haftprüfungen 20 – – – – – 16 –

Haftentlassungsgesuche 8 – – – – – 7 –

Ersatzmassnahmen 8 – – – – – 3 5

Total 36 – – – – – 26 5

Sprache der im Berichtsjahr erlassenen Eröffnungsverfügungen:  
Deutsch: 79%; Französisch: 14%; Italienisch: 7%
Vorjahr: Deutsch: 58%; Französisch: 25%; Italienisch: 17%

1 Art. 112 BStP

Art und Zahl der Geschäfte URA



Bundesstrafgericht     59

0

10

20

30

0

10

20

30

40

50

60

0

10

20

30

40

Voruntersuchungen – Geschäftslast nach Sprachen URA

49

37

51

23

18

51

35

42

21

31

10

33

22

10

14

21

28

9

13

28

11

4
6

0

10

20

30

0

10

20

30

40

50

60

0

10

20

30

40

0

10

20

30

0

10

20

30

40

50

60

0

10

20

30

40
p

en
d

en
t 

p
er

 
E

n
d

e 
2

0
0

8

Deutsch Französisch Italienisch

27

11
13

26

7

2

5 4

9

1
3

7

er
ö

ff
n

et
 

2
0

0
9

er
le

d
ig

t 
2

0
0

9

p
en

d
en

t 
p

er
 

E
n

d
e 

2
0

0
9

Voruntersuchungen – eröffnet nach Sprachen URA

Voruntersuchungen – eröffnet, erledigt und übertragen ins Folgejahr URA

er
ö

ff
n

et

Ü
b

er
tr

ag
 h

än
g

ig
e

er
le

d
ig

t

Ü
b

er
tr

ag
 v

o
rl

äu
fig

 
ei

n
g

es
te

llt
e

27

13

9

1

18

12

5

12

5 4

8

3

11

2
1

2

2004

2004 2005 2006 2007 2008 2009

2005 2006 2007 2008 2009

D
eu

ts
ch

Fr
an

zö
si

sc
h

It
al

ie
n

is
ch

3 7

1



60

Aufteilung nach Dauer Dauer in Tagen
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hängig 28 8 3 6 6 2 1 2 2046 14 997

vorläufig eingestellt 9 – – 1 – 3 4 1 2299 162 1438

Dauer der Voruntersuchungen URA

Dauer der Voruntersuchungen URA – Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge 
aus dem Vorjahr inkl.  
vorläufig eingestellte (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)
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Deutsch 11 3 (27%) 8  (73%) 27 10  (37%) 17 (63%) 11 13 (118%)

Französisch 2 – 2   (100%) 7 5 (71%) 2 (29%) 2 5 (250%)

Italienisch 1 – 1   (100%) 9 3 (33%) 6 (67%) 1 3  (300%)

Total 14 3 (21%) 11  (79%) 43 18  (42%) 25 (58%) 14 21 (150%)
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Geschäftsbericht des Bundesverwaltungsgerichts 2009

21. Januar 2010

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Verwaltungsgerichtsgesetzes  
erstatten wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2009.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer  
vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesverwaltungsgerichts

Der Präsident: 	 Christoph Bandli
Die Generalsekretärin: 	 Prisca Leu
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Einleitung

Im dritten Geschäftsjahr zeigten die Synergien, die der Gesetzgeber 
von der Überführung der eidgenössischen Rekurskommissionen und 
der departementalen Beschwerdedienste in das Bundesverwaltungs-
gericht erwartet hat, deutlich Wirkung. Die Belastung der Richterinnen 
und Richter mit administrativen Aufgaben nahm ab und die Anzahl der 
erledigten Fälle nahm zu. Damit konnten zwei der zentralen für 2009 
gesetzten Gerichtsziele erreicht werden. Ein weiteres wichtiges Ziel 
wurde mit dem Abbau eines grossen Teils der von den Vorgängerorga-
nisationen übernommenen Fälle erreicht. Die Anzahl der vor 2007 an-
hängig gemachten Beschwerden konnte im Berichtsjahr um 77 Prozent 
bzw. von 1889 auf 436 hängige Fälle reduziert werden. Gleichzeitig 
wurden insgesamt 294 (3%) Fälle mehr als im Jahr 2008 erledigt und 
konnten über 1000 Pendenzen abgebaut werden.
	 Von den 2009 erledigten 9209 Fällen waren 2500 (27%) beim Bun-
desgericht anfechtbar. Tatsächlich weitergezogen wurden 388 (16%) 
der beschwerdefähigen Urteile.
	 Um seine Effizienz weiter zu steigern, hat das Bundesverwaltungs-
gericht 2009 verschiedene Massnahmen getroffen. Zu erwähnen sind 
vorab die Arbeiten für eine neue IT-Plattform und eine neue Geschäfts-
kontrolle. Zusammen mit einer neuen Dokumentationspolitik soll die 
Informatik ab 2011 eine benutzerfreundliche und zukunftsgerichtete 
Unterstützung der Rechtsprechung sicherstellen.
	 Um die im Geschäftsbericht 2008 erwähnte Ressourcenzuteilung 
an die Abteilungen zu optimieren, wurde bei der Universität Bern und 
der Universität St. Gallen eine Studie zur Erfassung der Geschäftslast 
(Geschäftslastbewirtschaftung) in Auftrag gegeben. Die für Ende 2010, 
Anfang 2011 erwarteten Ergebnisse werden es dem Gericht ermögli-
chen, seine Mittel und das richterliche sowie nichtrichterliche Personal 
bedarfsgerechter einzusetzen.
	 Aufgrund des im August 2009 abgeschlossenen Abkommens über 
ein Amtshilfegesuch des US Internal Revenue Service (IRS) betreffend 
UBS AG zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Ver-
einigten Staaten von Amerika ist im Jahr 2010 mit einer starken Zunah-
me der Amtshilfeverfahren verbunden mit einer entsprechend höheren 
Geschäftslast zu rechnen. Das Gericht hat deshalb zur Gewährleistung 
des ordentlichen Geschäftsgangs bereits im Berichtsjahr die notwendi-
gen organisatorischen und personellen Massnahmen getroffen.
	 Im Hinblick auf den Umzug des Gerichts nach St. Gallen wurde im 
Jahr 2008 die «Projektorganisation St. Gallen 2012» initiiert. Sie hat im 
Berichtsjahr die Konzepte verabschiedet, deren Umsetzung ab 2010 
geplant wird.
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Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane 
Präsidium
Präsident:	 Christoph Bandli
Vizepräsident:	 Markus Metz

Verwaltungskommission
Präsident:	 Christoph Bandli
Mitglieder:	 Markus Metz
		  Bruno Huber
		  Claude Morvant
		  Bendicht Tellenbach

Präsidentenkonferenz 
Präsident:	 Alberto Meuli, Präsident Abteilung III

Mitglieder:	 Lorenz Kneubühler, Präsident Abteilung I

		  Bernard Maitre, Präsident Abteilung II

		  Claudia Cotting-Schalch, Präsidentin Abteilung IV

		  Walter Stöckli, Präsident Abteilung V

Stab Leitungsorgane 
Generalsekretärin:	 Prisca Leu
Stellvertreterin:	 Placida Grädel-Bürki

Abteilungen
Abteilung I
Präsident:	 Lorenz Kneubühler
Mitglieder:	 Christoph Bandli
		  Michael Beusch
		  Jérôme Candrian
		  Alain Chablais (ab 1.9.)

		  Kathrin Dietrich
		  Beat Forster
		  Markus Metz
		  Pascal Mollard
		  André Moser
		  Claudia Pasqualetto Péquignot
		  Daniel Riedo
		  Marianne Ryter Sauvant
		  Thomas Stadelmann
		  Salome Zimmermann



68

Abteilung II 
Präsident:	 Bernard Maitre
Mitglieder:	 Maria Amgwerd
		  David Aschmann
		  Jean-Luc Baechler
		  Stephan Breitenmoser
		  Francesco Brentani
		  Ronald Flury
		  Vera Marantelli
		  Claude Morvant
		  Eva Schneeberger
		  Frank Seethaler
		  Marc Steiner
		  Hans Urech
		  Philippe Weissenberger

Abteilung III 
Präsident:	 Alberto Meuli 
Mitglieder:	 Elena Avenati-Carpani
		  Ruth Beutler
		  Jean-Daniel Dubey
		  Johannes Frölicher
		  Madeleine Hirsig-Vouilloz
		  Antonio Imoberdorf
		  Stefan Mesmer
		  Francesco Parrino
		  Michael Peterli
		  Franziska Schneider
		  Marianne Teuscher (ab 1.2.; s. auch Abteilung V)

		  Andreas Trommer
		  Vito Valenti
		  Bernard Vaudan
		  Blaise Vuille
		  Beat Weber
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Abteilung IV 
Präsidentin:	 Claudia Cotting-Schalch 
Mitglieder:	 Pietro Angeli-Busi
		  Gérald Bovier
		  Robert Galliker
		  Fulvio Haefeli
		  Walter Lang
		  Blaise Pagan
		  Gérard Scherrer
		  Daniel Schmid
		  Hans Schürch
		  Nina Spälti Giannakitsas
		  Bendicht Tellenbach
		  Thomas Wespi
		  Martin Zoller

Abteilung V 
Präsident: 	 Walter Stöckli 
Mitglieder:	 Emilia Antonioni Luftensteiner
		  François Badoud
		  Muriel Beck Kadima (ab 1.1.)

		  Maurice Brodard
		  Jenny de Coulon Scuntaro
		  Gabriela Freihofer
		  Kurt Gysi
		  Bruno Huber
		  Therese Kojic-Siegenthaler (bis 30.4.)

		  Markus König
		  Christa Luterbacher
		  Jean-Pierre Monnet
		  Regula Schenker Senn
		  Marianne Teuscher (bis 31.1.; s. auch Abteilung III)
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Zusammensetzung des Gerichts

Im Berichtsjahr haben Muriel Beck Kadima als 
Richterin der Abteilung V und Alain Chablais 
als Richter der Abteilung I, beide von der Bun-
desversammlung im Jahr 2008 gewählt, ihre 
Tätigkeit am Bundesverwaltungsgericht auf-
genommen. Am 23. September 2009 wurde 
Daniele Cattaneo als zusätzlicher Richter ge-
wählt (Amtsantritt am 1. Januar 2010, Abtei-
lung IV). Im Zusammenhang mit dem Amtshil-
fegesuch der USA in Sachen UBS AG wurden 
am 9. Dezember 2009 Charlotte Schoder und 
Daniel de Vries Reilingh an das Bundesver-
waltungsgericht gewählt. Ihre Stellen sind bis 
am 31. Oktober 2011 befristet. 
	 Therese Kojic-Siegenthaler trat per 30. April 
2009 in den Ruhestand. Thomas Stadelmann 
wurde am 9. Dezember 2009 als Bundesrichter 
gewählt. Er verlässt das Bundesverwaltungs-
gericht per 31. März 2010.

Gerichtsorganisation

Gesamtgericht
Das Gesamtgericht traf sich im Berichtsjahr 
zu fünf Sitzungen in Bern oder in Zollikofen. 
Gegenüber dem Vorjahr hat sich die Zahl der 
Sitzungen halbiert.
	 Zu den wichtigsten Geschäften des Ge-
samtgerichts zählten die Revision verschiede-
ner Bestimmungen des Reglements über die 
Kosten und Entschädigungen vor dem Bun-
desverwaltungsgericht sowie die Anpassung 
der Richtlinie über die Nebenbeschäftigungen 
und öffentlichen Ämter der Mitglieder des 
Bundesverwaltungsgerichts. Das Richterple-
num genehmigte zudem die von der Kommis-
sion des Gesamtgerichts und der Verwal-
tungskommission erarbeitete Regelung über 
die Zuständigkeiten der Leitungsorgane (Ge-
samtgericht und Verwaltungskommission).
	 Nach einer einjährigen Testphase haben 
die Richterinnen und Richter beschlossen, die 
Heimarbeit am Bundesverwaltungsgericht für 
alle definitiv einzuführen. Gegenwärtig kön-
nen 20 Prozent des Pensums in Heimarbeit 
geleistet werden. Das Plenum wird im Hin-
blick auf den Umzug nach St. Gallen zu einem 
späteren Zeitpunkt über eine mögliche (zeit
liche) Erweiterung der Heimarbeit befinden.
	 Das Gesamtgericht wählte im Berichtsjahr 
sieben Richterinnen und Richter in die Kom-
mission des Gesamtgerichts. Zudem hat es 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, welche den 
Auftrag hat, bis Ende 2010 einen Kodex der 
Richterethik auszuarbeiten.
	 Auch für 2010 hat sich das Gesamtgericht 
konkrete Jahresziele gesetzt: Die von den Vor-
gängerorganisationen übernommenen Fälle 
sollen vollständig und die im Jahr 2007 anhän-
gig gemachten Fälle weitestgehend abgebaut 
werden. Zur Sicherung der Qualität der Recht-
sprechung sollen ein erweitertes Koordina
tionsverfahren und eine weitere Entlastung der 
Richterinnen und Richter von administrativen 
Aufgaben beitragen. Massnahmen im Personal-
bereich und die Umsetzung mehrerer grösserer 
Projekte bilden die weiteren Jahresziele.
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Verwaltungskommission
Auch die Verwaltungskommission konnte ih-
ren Sitzungsrhythmus im Berichtsjahr redu-
zieren. Es fanden insgesamt 18 (2008: 24) or-
dentliche Sitzungen statt, wovon eine 
gemeinsam mit der Präsidentenkonferenz 
durchgeführt wurde. Zur Effizienzsteigerung 
trug vorab die Bildung von Ausschüssen bei; 
diese befassen sich mit Projekten oder 
Schwerpunktthemen, die das Gericht aktuell 
oder auf Dauer beschäftigen.
	 Wichtige Beschlüsse traf die Verwaltungs-
kommission im Bereich der Informatik bezie-
hungsweise des Plattformwechsels. So wurde 
der Auftrag für den Informatikbetrieb, die Büro
kommunikation und das Netzwerk an das 
Bundesamt für Informatik und Telekommuni-
kation vergeben. Den Zuschlag für die Ge-
schäftskontrolle und die Dokumentation hat 
die Firma Abraxas Juris AG erhalten.
	 Die Verwaltungskommission verabschie-
dete Richtlinien für das Beschaffungswesen 
und beschäftigte sich wiederholt mit dem 
Umzug des Gerichts nach St. Gallen (s. Pro-
jekt St. Gallen S. 79). Als zeitintensiv erwies 
sich die Erledigung vieler Personalgeschäfte. 
Neben Entscheidungen, die das Arbeitsver-
hältnis von Einzelpersonen betrafen, befasste 
sich die Verwaltungskommission insbesondere 
mit der Umsetzung der Vertrauensarbeitszeit 
und dem Laufbahnmodell für Gerichtsschrei-
berinnen und Gerichtsschreiber. Schliesslich 
setzte sie sich mit dem Ergebnis der Perso-
nalbefragung 2009 des Bundes auseinander, 
an welcher sich auch das Bundesverwal-
tungsgericht beteiligt hatte, und diskutierte 
allfälligen Handlungsbedarf.

Präsidentenkonferenz
Die Präsidentenkonferenz traf sich im Berichts-
jahr zu 11 (2008: 13) Sitzungen und mit der Ver-
waltungskommission zu einer gemeinsamen 
Sitzung. Neben der Wahrnehmung der Koordi-
nationsaufgabe (s. Koordination der Rechtspre-
chung S. 75) und der Verabschiedung von Stel-
lungnahmen bei Vernehmlassungsverfahren (s. 
Vernehmlassungen S. 74) war die Präsidenten-
konferenz auch mit dem IT-Plattformwechsel 
sowie der Dokumentationspolitik des Gerichts 
beschäftigt. Sie genehmigte die Richtlinien für 
die Dokumentation der Entscheide und den 
neuen Zirkulations- und Publikationsbogen.

Kommissionen

Kommission des Gesamtgerichts
Die derzeit aus sieben Richterinnen und Rich-
tern bestehende Kommission des Gesamtge-
richts hat mehrere Geschäfte des Plenums 
vorbereitet. Dazu zählten namentlich die Revi-
sion des Reglements über die Kosten und 
Entschädigungen vor dem Bundesverwal-
tungsgericht sowie Änderungen der Arbeits-
zeitweisungen und der Richtlinien für die Aus- 
und Weiterbildung. Sie befasste sich mit einer 
Anpassung der Richtlinien über die Nebenbe-
schäftigungen und öffentlichen Ämter der Mit-
glieder des Bundesverwaltungsgerichts sowie 
mit den Weisungen zur obligatorischen  
Vertrauensarbeitszeit. Schliesslich nahm die 
Kommission im Zusammenhang mit dem Er-
lass von Weisungen und Reglementen mehr-
fach zur Frage der Zuständigkeit des Plenums 
Stellung.

Redaktionskommission
Die Redaktionskommission setzt sich aus je 
einer Richterin oder einem Richter pro Abtei-
lung zusammen. Sie beschliesst auf Vorschlag 
einer Abteilung über die Aufnahme von Urtei-
len in die amtliche Entscheidsammlung «Ent-
scheide des Schweizerischen Bundesverwal-
tungsgerichts (BVGE)» und ist verantwortlich 
für die einheitliche und koordinierte Publika
tion der Entscheide. Im Berichtsjahr traf sich 
die Redaktionskommission zu 21 Sitzungen. 
Es wurden insgesamt 65 Urteile publiziert.

Schlichtungsstelle
Die Schlichtungsstelle, die zur Beilegung von 
Konflikten zwischen Richtern und Richterin-
nen angerufen werden kann, kam im Berichts-
jahr nicht zum Einsatz.
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Personalkommission
Die Personalkommission setzt sich zurzeit aus 
zwölf Personen zusammen. Sie nimmt die In-
teressen der Mitarbeitenden wahr und fördert 
die Zusammenarbeit zwischen den Leitungs-
organen und dem Personal. Im Berichtsjahr 
hat sie mehrere Stellungnahmen zu aktuellen 
personalpolitischen Themen abgegeben (u.a. 
Laufbahnmodell für Gerichtsschreiberinnen 
und Gerichtsschreiber, Vertrauensarbeitszeit, 
Verpflegungsangebot). Ihre Anliegen wurden 
von den Leitungsorganen wohlwollend aufge-
nommen.

Beauftragte für Chancengleichheit
Die Aufgabe als Beauftragte für Chancen-
gleichheit nehmen zwei Frauen und ein Mann 
wahr. Sie unterstützten im Berichtsjahr drei 
Personen in Fragen der Chancengleichheit bei 
Schwierigkeiten mit ihren Vorgesetzten und 
erledigten eine weitere, allgemeine Beschwer-
de. Gegenüber der Verwaltungskommission 
nahmen sie Stellung zur überarbeiteten Fas-
sung des Leitfadens zum geschlechtergerech-
ten Formulieren im Deutschen und zu sechs 
Vorlagen im Bereich der Arbeitsbedingungen. 
Im Berichtsjahr arbeiteten die Beauftragten für 
Chancengleichheit zudem an einer Richtlinie 
zur Vermeidung von sexueller Belästigung und 
Mobbing, welche im Jahr 2010 vom Plenum 
genehmigt werden soll.

Geschäftslast

Überblick
Die Statistiken ab Seite 80 geben detailliert 
Auskunft über die Geschäftslast im Berichts-
jahr. Das Bundesverwaltungsgericht hat am  
1. Januar 7978 Fälle aus dem Vorjahr über-
nommen. Von diesen stammten 1889 von den 
vormaligen eidgenössischen Rekurskommis-
sionen und departementalen Beschwerde-
diensten. Bis zum Jahresende gingen 8141 
neue Beschwerden ein, denen 9209 ab
geschlossene Fälle gegenüberstanden. Die 
Zahl der pendenten Fälle sank zwischen dem  
1. Januar und dem 31. Dezember 2009 um 
1068 (–13%). Aufgeschlüsselt nach den fünf 
Abteilungen ergibt sich folgendes Bild:

Abteilung Eingänge Erledigungen

Abteilung I
Infrastruktur, 
Finanzen, Personal

499 811

Abteilung II
Wirtschaft, Bildung,
Wettbewerb

424 3781

Abteilung III
Ausländer, Gesundheit,
Sozialversicherungen

2529 28271

Abteilung IV
Asyl

2674 3014

Abteilung V
Asyl

2015 2179

Gesamthaft 
(Abteilungen I–V)

8141 9209

1 Die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme von der 

Abteilung II für die Abteilung III erledigten 52 Verfahren 

sind bei der Abteilung III als Erledigung ausgewiesen.

Abteilung I
Trotz des Engagements zweier Richter im Ge-
richtspräsidium und einer Vakanz gelang es 
der Kammer 1 der Abteilung I, mehr Beschwer-
defälle als im Vorjahr zu beurteilen. Gute Fort-
schritte wurden vor allem bei der Erledigung 
der Altfälle erzielt, die von den Vorgänger
organisationen übernommen worden waren. 
	 Die Kammer 1 (Infrastruktur, Finanzen, 
Personal) hatte im Berichtsjahr verschiedene 
Beschwerden von öffentlichem Interesse zu 
behandeln. Hervorzuheben sind die Vergabe 
von Lokalradiokonzessionen sowie mehrere 
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Beschwerden aus dem Jahre 2007 weitest
gehend und ein grosser Teil der Beschwerden 
aus dem Jahr 2008 erledigt.
	 Überdurchschnittlich umfangreiche Res-
sourcen beansprucht haben vier komplexe 
kartellrechtliche Verfahren und die prioritär zu 
behandelnden Fälle im Beschaffungswesen. 
Als ebenfalls besonders aufwendig erwiesen 
sich die Verfahren in den Bereichen Glücks-
spiele/Spielbanken und Kapitalmarktaufsicht.

Abteilung III
Dank der im Jahr 2008 eingeleiteten Entlastungs
massnahmen (Personalaufstockung) konnte 
für das Berichtsjahr ein leichter Abbau der 
Pendenzen erzielt werden. Der gegenüber 
dem Vorjahr deutliche Anstieg des Anteils an 
materiellen Entscheiden war Folge des geziel-
ten Abbaus der zeitintensiveren Altfälle. Die 
Abnahme der Neueingänge führte demgegen-
über zu einem weiteren Rückgang der formel-
len Erledigungen. 
	 Zum insgesamt positiven Ergebnis beige-
tragen hat auch die Zusammenarbeit mit der 
Abteilung II, die von der Abteilung III 89 Alt
fälle (Invalidenversicherung) übernommen und 
davon bis Ende Jahr 52 erledigt hat. Dabei 
wurde sie von der Abteilung III fachlich (Vor
lagen, Modelltexte, Zweitrichter im Spruch-
gremium) unterstützt. 
	 Für das Berichtsjahr hatte sich die Abtei-
lung zum Ziel gesetzt, die von den Vorgänger-
organisationen übernommenen und einen Teil 
der 2007 eingegangenen Fälle weitestgehend 
abzubauen. Zudem sollten der Aufbau und die 
Vermittlung von Wissen innerhalb der Abtei-
lung sichergestellt, die Arbeitsweise der 
Kanzlei und die Abläufe optimiert und das der 
Abteilung zustehende Kontingent für Publika-
tionen in der Entscheidsammlung BVGE aus-
geschöpft werden. Diese Ziele konnten gröss-
tenteils umgesetzt werden.
	 Als problematisch erweist sich, dass die 
IV-Stelle für Versicherte im Ausland trotz ent-
sprechender Aufforderung nicht bereit ist, 
ihre Dossiers mit einem Aktenverzeichnis zu 
versehen. Wie diese Behörde führt auch das 
Bundesamt für Migration seine Akten mehr-
heitlich elektronisch. Bei beiden Vorinstanzen 
ergibt sich ein beachtlicher Mehraufwand da-
raus, dass der gelieferte Ausdruck solcher 
Dossiers des Öftern nicht von Anfang an voll-

datenschutzrechtliche Beschwerdefälle. In 
den Verfahren betreffend die Anflüge auf den 
Flughafen Zürich wurde eine öffentliche Ver-
handlung durchgeführt und das Urteil gefällt.
	 Die Kammer 2 (Abgaberecht) wurde zu Be-
ginn des Berichtsjahres durch die Amtshilfe-
verfahren in Sachen USA/UBS erheblich in 
Anspruch genommen. Neben der Behandlung 
der ordentlichen Beschwerden in dieser Sa-
che galt es, eine Vielzahl von superprovisori-
schen Gesuchen zu bearbeiten.
	 Das im August 2009 abgeschlossene Ab-
kommen zwischen der Schweiz und den USA 
(s. Einleitung S. 66) führte in der Kammer 2 im 
Herbst 2009 zu erheblichem Zusatzaufwand. 
Obwohl mit dem Eingang der Beschwerden 
erst Anfang 2010 zu rechnen war, mussten 
bereits ab September 2009 Vorbereitungs
arbeiten getätigt werden, die den ordentlichen 
Geschäftsgang beeinträchtigten. Zur Kom-
pensation wurden die Arbeitspensen mehre-
rer Richter erhöht.

Abteilung II
In der Abteilung II nahm die Anzahl hängiger 
Fälle im Berichtsjahr leicht zu. In der Statistik 
nicht berücksichtigt sind die von der Abteilung 
III im Rahmen einer Entlastungsmassnahme 
im März 2009 übernommenen 89 Beschwer-
den aus dem Bereich Invalidenversicherung. 
Bis zum 31. Dezember 2009 konnten 52 dieser 
Fälle abgeschlossen werden.
	 Verschiedene Faktoren wirkten sich belas-
tend auf die Erledigungszahlen in den ange-
stammten Rechtsgebieten der Abteilung II 
aus. Neben den Entlastungsmassnahmen zu-
gunsten der Abteilung III sind insbesondere 
die anhaltende Zunahme komplexer bzw. 
mehrstufig zu führender Verfahren zu erwäh-
nen. Zudem steht der Abteilung seit der Pen-
sionierung eines Richters am 31. Dezember 
2008 ein 80-Prozent-Richterpensum weniger 
zur Verfügung. Die Stellenprozente wurden  
der Abteilung III übertragen (Entlastungs-
massnahme). Unter Berücksichtigung der von 
der Abteilung III übernommenen Fälle gelang 
es dennoch, die Zahl der Erledigungen nahe-
zu auf dem gleichen Stand zu halten.
	 Die zu Beginn des Jahres auf der Grund
lage der Jahresziele des Gerichts definierten 
quantitativen Ziele der Abteilung konnten 
grösstenteils erreicht werden. So wurden die 
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ständig ist, Aktenstücke teilweise schlecht le-
serlich sind, die Dossiers nicht streng chrono-
logisch nach Alter der einzelnen Aktenstücke 
geordnet und auch beim Bundesamt für Mi
gration in weiten Teilen nicht mit einem In-
haltsverzeichnis versehen werden. Die Ar-
beitsweise mit elektronischen Dossiers ist am 
Gericht erst punktuell eingeführt und noch mit 
zahlreichen offenen Fragen verbunden.

Abteilungen IV und V
Das prioritäre Ziel der Asylabteilungen war im 
Berichtsjahr der Abbau sogenannter älterer 
Fälle. Als solche wurden alle Beschwerdever-
fahren definiert, die vor dem 31. Dezember 
2006 eingereicht worden waren. Bei den bei-
den Abteilungen waren am 1. Januar des Be-
richtsjahres 822 vor 2006 eingereichte Be-
schwerden hängig. Bei diesen Fällen konnte 
das Abbauziel weitgehend erreicht werden: Am 
31. Dezember 2009 waren noch 157 Fälle hän-
gig (Abteilung IV: 100, Abteilung V: 57). Von 
den hängigen 633 Fällen aus dem Jahr 2006 
konnten bis am Jahresende 431 (Abteilung IV: 
226, Abteilung V: 205) erledigt werden.
	 Am Anfang des Berichtsjahres wechselte 
eine Richterin der Abteilung V in die Abtei-
lung III, ohne dass sie ersetzt wurde. Eine 
weitere Richterin wurde pensioniert. Dennoch 
gelang es den Asylabteilungen, im Berichts-
jahr insgesamt 13 Prozent ihrer Pendenzen 
abzubauen (Abteilung IV: 17%, Abteilung V: 
9%). Waren am 1. Januar 3906 Fälle hängig 
(Abteilung IV: 2027, Abteilung V: 1879), waren 
es am 31. Dezember 2009 noch 3402 Fälle 
(Abteilung IV: 1687, Abteilung V: 1715).
	 Die Richterinnen und Richter der Abteilun-
gen IV und V kamen zu acht gemeinsamen 
Sitzungen zusammen, die in erster Linie der 
Koordination der Rechtsprechung dienten. 
Dabei wurden mehrere (in der Folge publizier-
te) Grundsatzurteile gefällt. Diese klärten Fra-
gen im Zusammenhang mit dem Asylwiderruf, 
der Auslegung von unbestimmten Rechtsbe-
griffen (etwa «nahe Angehörige»), der Bedeu-
tung der Dauer des Auslandaufenthalts tibeti-
scher Asylsuchender, der Rechtmässigkeit 
der mündlichen Eröffnung vorinstanzlicher 
Verfügungen und bestehende Unklarheiten im 
Zusammenhang mit der Papierlosenbestim-
mung. Weitere Grundsatzentscheide ent
hielten ausführliche, in Zusammenarbeit mit 

dem Dienst Länderexpertisen des Bereichs 
Wissen und Dokumentation erstellte Lageana-
lysen zu wichtigen Herkunftsländern (z.B. 
Côte d’Ivoire oder religiöse Minderheiten in 
Iran). In üblicherweise wöchentlich stattfin-
denden Sitzungen berieten die Präsidien der 
vier Kammern der beiden Asylabteilungen Ko-
ordinationsmassnahmen von geringerer Be-
deutung, bereiteten die gemeinsamen Sitzun-
gen der Abteilungen vor und sorgten für 
Übereinstimmung im administrativen Bereich.
Im Rahmen einer gemeinsam mit dem UNHCR 
organisierten Ausbildungsveranstaltung lies
sen sich die beiden Abteilungen von verschie-
denen Referenten einerseits über das für die 
Schweiz Ende 2008 in Kraft getretene Dublin-
System und andererseits über das Konzept 
des komplementären Schutzes im internatio-
nalen und europäischen Flüchtlingsrecht in-
formieren.

Vernehmlassungen
Das Bundesverwaltungsgericht wurde von 
Parlament, Bundesrat und Bundesverwaltung 
im Zusammenhang mit zehn Gesetzes- und 
Verordnungsvorlagen zur Vernehmlassung 
eingeladen; es liess sich zu sieben davon ver-
lauten (u.a. geplante Anpassungen im Asyl- 
und Ausländerrecht, Bundesgesetz über die 
Unternehmensjuristen, Regierungs- und Ver-
waltungsorganisationsgesetz).
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Koordination der Rechtsprechung

Zur Förderung und Vereinfachung der Koordi-
nation hat sich die Präsidentenkonferenz mehr-
mals mit dem Koordinationsverfahren beschäf-
tigt. Sie einigte sich auf ein modifiziertes 
Verfahren und erteilte den Auftrag, eine ent-
sprechende Reglementsanpassung in die 
Wege zu leiten (s. Präsidentenkonferenz S. 71).
	 Die Präsidentenkonferenz beschloss, dass 
bei Anwältinnen und Anwälten sowie andern 
professionell tätigen Rechtsvertreterinnen 
und -vertretern in der Regel keine Kostennote 
eingeholt, sondern der zu entschädigende 
Aufwand geschätzt wird (Praxisänderung).

Gerichtsverwaltung

Generalsekretariat
Entsprechend ihrem Fachwissen sind die Be-
reiche des Generalsekretariats in verschiede-
ne Projekte eingebunden. Im Berichtsjahr be-
anspruchten diese Sonderaufgaben einen 
erheblichen Teil der Ressourcen. Hervorzuhe-
ben sind das Projekt St. Gallen (s. Projekt 
St. Gallen S. 79), das Audit zur internen und 
externen Kommunikation sowie das Projekt 
Geschäftslastbewirtschaftung. Das General-
sekretariat war sodann verantwortlich für die 
Logistik bei der von der Abteilung I Ende No-
vember / Anfang Dezember während fünf Ta-
gen durchgeführten öffentlichen Verhandlung 
betreffend den Flughafen Zürich. Diese wurde 
aufgrund der erwarteten grossen Anzahl von 
Parteivertretern in externen Lokalitäten durch-
geführt und erforderte ein entsprechendes Si-
cherheitsdispositiv. Im Herbst musste innert 
kurzer Zeit die notwendige Infrastruktur für die 
Bewältigung der anfallenden Beschwerden im  
Zusammenhang mit dem Amtshilfegesuch der 
USA in Sachen UBS geschaffen werden.

Personelles
Am Jahresende waren am Bundesverwal-
tungsgericht 387 Personen tätig: 73 Richterin-
nen und Richter  (64,65 Stellen), 204 Gerichts-
schreiberinnen und Gerichtsschreiber (177,70 
Stellen), 43 Kanzleimitarbeitende in den Abtei-
lungen (39,0 Stellen) und 66 juristische, wis-
senschaftliche und administrative Mitarbeiten-
de im Generalsekretariat (60,6 Stellen). 
Gegenüber dem Vorjahr erhöhte sich der To-
talbestand um 21 Personen (21,15 Stellen).
	 67,4 Prozent aller am Gericht tätigen Perso-
nen sind deutscher, 25,6 Prozent französischer 
und 7 Prozent italienischer Muttersprache.
	 Der Frauenanteil betrug am Ende des Be-
richtsjahres 52,5 Prozent; bei den Richterin-
nen und Richtern 27,4 Prozent, bei den Ge-
richtsschreiberinnen und Gerichtsschreibern 
53,4 Prozent, bei den Kanzleimitarbeitenden 
in den Abteilungen 97,7 Prozent und im Gene-
ralsekretariat 47 Prozent.
	 In Teilzeit mit einem Beschäftigungsgrad 
von 50 bis 90 Prozent arbeiteten 53,4 Prozent 
der Richterinnen und Richter sowie 44,3 Pro-
zent des nichtrichterlichen Personals.
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31 Austritten standen 61 Neueintritte gegen-
über. Die Fluktuationsrate betrug 8,2 Prozent. 
Bei den Richterinnen und Richtern 1,3 Pro-
zent, bei den Gerichtsschreiberinnen und Ge-
richtsschreibern 10,5 Prozent und beim übri-
gen Personal 13,1 Prozent. Der Umzug des 
Gerichts nach St. Gallen erschwert die Gewin-
nung von neuem Personal. Dies trifft vorab für 
Mitarbeitende französischer Muttersprache 
und nichtjuristisches Fachpersonal zu.
	 Für die Bearbeitung der UBS-Fälle wurden 
in der Abteilung I sechs zusätzliche Gerichts-
schreiber (5,8 Stellen) und drei Kanzleimit
arbeitende (2,3 Stellen) rekrutiert.
	 Dem Personal des Bundesverwaltungsge-
richts wurde die Teilnahme an diversen Aus- 
und Weiterbildungsveranstaltungen ermög-
licht. Zu erwähnen ist insbesondere die auf 
Anregung des Bundesverwaltungsgerichts 
von der Universität St. Gallen organisierte Ta-
gung zum Thema «EMRK und die Schweiz», 
die von vielen Richterinnen, Richtern und Mit-
arbeitenden besucht wurde.

Finanzen und Controlling
Die Erfolgsrechnung weist einen Aufwand-
überschuss von 65 780 136 Franken aus. Den 
Erträgen von 3 702 272 Franken stehen Auf-
wendungen von 69 482 408 gegenüber.
	 Gegenüber dem Vorjahr ist ein Mehrertrag 
von 343 467 Franken zu verzeichnen, welcher 
auf die höher ausgefallenen Gebühren zurück-
zuführen ist. Die Aufwendungen sind im Vorjah-
resvergleich um 8,785 Mio. Franken höher aus-
gefallen. 7,769 Mio. Franken entfallen auf den 
Personalaufwand (5,355 Mio. Franken für das 
nichtrichterliche und 2,410 Mio. Franken für 
das richterliche Personal), 1,068 Mio. Franken 
auf den Sach- und übrigen Betriebsaufwand. 
Dagegen mussten 52 300 Franken weniger als 
Einlage in Rückstellungen für aufgelaufene 
Zeitguthaben aufgewendet werden.
Im Rahmen des Amtshilfeverfahrens USA/UBS 
musste ein Nachtragskreditbegehren in der 
Höhe von 1 266 550 Franken gestellt werden, 
welches vom Parlament bewilligt wurde. Die 
Aufwendungen dafür betrugen 101 772 Franken 
Personalaufwand und 11 273 Franken Sach- 
und übriger Betriebsaufwand. Der anteilige In-
formatikaufwand betrug 133 757 Franken.

Die Investitionsrechnung weist Ausgaben von 
408 175 Franken aus, welche ausschliesslich 
den Informatik-Plattformwechsel betreffen.

Betrag in CHF

Ertrag 3 702 272

Gebühren 3 564 741

Entgelte 137 531

Aufwand 69 482 408

Personalaufwand 56 451 376

Personalbezüge und 
Arbeitgeberbeiträge 38 723 519

Besoldung der Richter 17 360 355

Übriger Personalaufwand 367 502

Sach- und übriger  
Betriebsaufwand 12 931 132

Eidgenössische 
Schätzungskommissionen 150 498

Umzug nach St. Gallen 250 879

Raummiete 5 042 685

Informatik Sachaufwand 4 543 709

Beratungsaufwand 253 536

Übriger Betriebsaufwand 2 689 825

Einlage in Rückstellungen 99 900

Einlage in Rückstellungen  
aufgelaufene Zeitguthaben 99 900

Investitionsausgaben 408 175

Informatik-Plattformwechsel 408 175

Informatik
Als besonders zeitintensiv erwies sich im Be-
richtsjahr die Evaluation einer neuen IT-Platt-
form, eines neuen IT-Leistungserbringers und 
eines neuen Geschäftskontroll- bzw. Doku-
mentationssystems. Die finanziell und perso-
nell aufwendigen Auswahlverfahren sind als 
Investition in eine optimale administrative und 
wissenschaftliche Unterstützung der Recht-
sprechung anzusehen. 
Die Stellenprozente mussten im Bereich Infor-
matik von 350 auf 630 Prozent erhöht werden. 
Von den für das Jahr 2009 veranschlagten 
5 386 914 Franken sind 4 543 709 Franken 
(84%) beansprucht  worden.
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Dokumentation / Bibliothek
Der Bereich Wissen und Dokumentation war 
intensiv mit der Umsetzung der im September 
2008 verabschiedeten Dokumentationspolitik 
beschäftigt. Im Zusammenhang mit der Eva-
luation des Geschäftskontrollsystems galt es 
sicherzustellen, dass die Anforderungen an 
die juristische Dokumentation der Urteile vom 
neuen Anbieter erfüllt werden können. Für die 
Herausgabe der Entscheidsammlung BVGE 
musste eine neue Druckerei gefunden wer-
den, weil das Bundesgericht den Verlagsver-
trag mit dem Bundesverwaltungsgericht auf-
grund des IT-Plattformwechsels per Ende des 
Publikationsjahres 2009 aufgelöst hat.
	 Zu ausserordentlichem Aufwand führte die 
Datenmigration vom Bibliothekenverbund Ale
xandria zum Verbund «Réseau romand» (RERO). 
Die Sammlungen der Bibliothek des Bundes-
verwaltungsgerichts sind seit Dezember 2009 
im Verbund RERO integriert. Diesem sind unter 
anderem die Bibliotheken des Bundesgerichts, 
des Bundesstrafgerichts, des Bundesamts für 
Justiz und des Schweizerischen Instituts für 
Rechtsvergleichung angeschlossen.

Öffentlichkeitsarbeit
Das Bundesverwaltungsgericht orientiert die 
Bevölkerung offen und transparent über seine 
Rechtsprechung. Die Medien, die regelmässig 
über Gerichtsentscheide berichten, sind ein 
zentrales Bindeglied zwischen der Öffentlich-
keit und der Justiz. Die Medienstelle informiert 
die akkreditierten Journalisten deshalb konti-
nuierlich und ausführlich über die Urteile des 
Bundesverwaltungsgerichts. Ein besonderes 
Augenmerk gilt den sogenannten «Causes cé-
lèbres», Verfahren, die auf grosses öffentli-
ches Interesse stossen. Die Zunahme der ak-
kreditierten Journalisten im Berichtsjahr – von 
14 auf 21 – widerspiegelt das stetig wachsen-
de Interesse der schweizerischen und interna-
tionalen Presse an der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts. Eine Delegation 
des Bundesverwaltungsgerichts traf sich im 
Berichtsjahr zu einem Gedankenaustausch mit 
den akkreditierten Journalisten.

Aufsicht

Eidgenössische  
Schätzungskommissionen
Die Aufsicht über die Eidgenössischen Schät-
zungskommissionen wird von der Delegation 
für Enteignungsfragen der Abteilung I wahr-
genommen. Die Delegation, bestehend aus 
Beat Forster (Richter, Vorsitz), Claudia Pas-
qualetto Péquignot (Richterin) und Mario Vena 
(Gerichtsschreiber, Sekretär), setzte sich an 
mehreren Sitzungen vorab mit organisatori-
schen Fragen auseinander. Im Vordergrund 
stand die Umsetzung der Neuerungen im 
Rechnungswesen. Der Zahlungsverkehr, die 
Lohnadministration und das Abrechnungswe-
sen mit der AHV-Ausgleichskasse für die 13 
Schätzungskommissionen werden seit dem Be-
richtsjahr von einem Treuhandbüro erledigt. 
Weiter galt es, für die Schätzungskommission 
des Kreises 10 organisatorische und perso-
nelle Massnahmen zu prüfen, damit diese die 
aussergewöhnlich grosse Geschäftslast durch 
Enteignungsfälle im Zusammenhang mit dem 
Flughafen Zürich besser bewältigen kann.

Bundesgericht
An der Aufsichtssitzung des Bundesgerichts 
vom 3. April 2009 in Luzern wurden die Rech-
nung 2008, der Voranschlag 2010 und eine 
mögliche Zusammenarbeit bei der Evaluation 
der Geschäftslast diskutiert. In der anschlies
senden gemeinsamen Sitzung von Bundes
gericht, Bundesverwaltungsgericht und Bun-
desstrafgericht wurden die Aufsicht und die 
Oberaufsicht über die eidgenössischen Ge-
richte thematisiert.
	 An der Sitzung vom 7. September 2009 in 
Bern ging es um die Anpassung der Richter-
löhne der erstinstanzlichen Gerichte des Bun-
des. Die Aufsichtsbehörde wurde zudem über 
das Projekt Geschäftslastbewirtschaftung 
und über die geplanten und zum Teil schon 
realisierten Vorkehrungen zur Bewältigung 
der zu erwartenden Amtshilfefälle in Sachen 
USA/UBS informiert.
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Im Berichtsjahr gingen beim Bundesgericht 
drei Aufsichtsanzeigen ein. Im Asylbereich be-
anstandete eine Anzeige, dass zwei annä-
hernd identische Sachverhalte unterschiedlich 
beurteilt worden seien. Die Aufsichtsanzeige 
wurde als gegenstandslos erklärt, da das Bun-
desverwaltungsgericht die notwendigen Koor-
dinationsmassnahmen getroffen hatte. 
	 Einer Anzeige im Bereich Invalidenversi-
cherung, welche die überlange Verfahrens-
dauer bemängelte, wurde keine Folge geleis-
tet, da das Bundesverwaltungsgericht den 
Fall inzwischen entschieden hatte.
	 Ebenfalls gegenstandslos wurde eine An-
zeige der Eidgenössischen Finanzkontrolle 
(EFK), weil das Bundesverwaltungsgericht 
sein Ortszulagesystem den Forderungen der 
EFK anpasste.
	 Der im Jahr 2008 eingereichten und zu Be-
ginn des Berichtsjahres noch hängigen Auf-
sichtsanzeige eines Bundesverwaltungsrich-
ters, der die Effizienz von Richterinnen und 
Richtern der Abteilungen IV und V infrage 
stellte, wurde seitens der Aufsichtsbehörde 
keine Folge geleistet.
	 Am 29. Oktober 2009 forderte das Bundes-
gericht das Bundesverwaltungsgericht mittels 
Verfügung auf, einen Bericht und Verfahrens-
unterlagen einzureichen, die über die Dossier-
führung und Dokumentierung der Entscheid-
findung am Gericht Auskunft geben.

Bundesversammlung
Am 24. April 2009 gab das Bundesverwaltungs-
gericht den Subkommissionen Gerichte der Ge-
schäftsprüfungskommissionen der eidgenössi-
schen Räte Auskunft über den Geschäftsbericht 
2008. Einlässlich erörtert wurde neben der In-
formatik und dem Umzug nach St. Gallen auch 
die Zusammenarbeit mit dem Bundesgericht.
	 Die Subkommission 2 der Finanzkommis
sion des Nationalrates besuchte das Gericht 
am 17. August 2009. Sie liess sich dabei über 
das Controlling am Gericht, den Stand des 
Projekts IT-Plattformwechsel und die Vorbe-
reitung des Umzugs nach St. Gallen informie-
ren. Thematisiert wurden auch die Verfah-
rensdauer und die Effizienz des Gerichts.

Seitens des Bundesverwaltungsgerichts wur-
den die tiefen Anfangslöhne der jüngeren 
Richterinnen und Richter angesprochen. In 
diesem Zusammenhang wandten sich die bei-
den erstinstanzlichen eidgenössischen Ge-
richte auch an die Gerichtskommission der 
eidgenössischen Räte. Es wurde angeregt, 
den Einstiegslohn zu erhöhen und einen 
schnelleren Lohnanstieg vorzusehen.
Um den Standortwechsel nach St. Gallen 
möglichst reibungslos zu gestalten, wurde ge-
genüber der Gerichtskommission der Wunsch 
geäussert, die Richterwahlen für die Amtsdau-
er 2013–2018 möglichst bald durchzuführen.
	 Mit den Rechts- und Finanzkommissionen 
des National- und Ständerates wurden die 
Massnahmen besprochen, die zur Bewälti-
gung der erwarteten Beschwerden im Zusam-
menhang mit dem Amtshilfegesuch der USA 
in Sachen UBS erforderlich sind. Zur Entlas-
tung des Gerichts bewilligte das Parlament 
eine vorübergehende Erhöhung der Richter-
stellen um 500 Prozent. Am 9. Dezember 2009 
hat die Bundesversammlung, befristet bis am 
31. Oktober 2011 zwei neue Richter gewählt. 
Bereits früher wurde auf Antrag der Rechts-
kommissionen der eidgenössischen Räte eine 
zusätzliche Richterstelle bewilligt, welche die 
Asylabteilungen entlasten soll (s. Zusammen-
setzung des Gerichts S. 70).

Zusammenarbeit

Das Bundesstrafgericht und das Bundesver-
waltungsgericht stehen in regelmässigem 
Kontakt. Anlässlich des jährlich stattfinden-
den Treffens der Verwaltungskommissionen 
der beiden Gerichte standen die Aufsicht 
durch das Bundesgericht, gemeinsame Anlie-
gen im Bereich Informatik und personalpoliti-
sche Fragen im Vordergrund.
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Projekt St. Gallen

Zu Beginn des Berichtsjahres beauftragte die 
Verwaltungskommission die Reflecta AG, 
Bern, mit der Projektleitung. Auf der Basis der 
Bedürfnisse der aktuell am Gericht tätigen 
Personen und der künftigen Nutzer des neuen 
Gerichtsgebäudes in St. Gallen wurden im Be-
richtsjahr verschiedene Konzepte (Personal
erhaltung und -gewinnung, räumliche Belegung/
Möblierung, Betriebsführung, Verpflegung, 
Kommunikation und Umzug) erarbeitet und 
genehmigt. Mitarbeitende des Gerichts wur-
den dafür in verschiedenen Arbeitsgruppen 
eingesetzt. Zwischen dem Bundesamt für 
Bauten und Logistik und dem Bundesverwal-
tungsgericht fanden regelmässige Bespre-
chungen statt.
	 Die Bauarbeiten gehen voran; der Rohbau 
wurde bis zum zweiten Obergeschoss (Gene-
ralsekretariat und Gerichtssaaltrakt) fertigge-
stellt und der Turm in Angriff genommen, in 
welchem sich die Räumlichkeiten der Abtei-
lungen befinden werden. Der Projektaus-
schuss (Vertreter des Hochbauamts St. Gal-
len, des Bundesamts für Bauten und Logistik, 
des Bundesverwaltungsgerichts) trat im Be-
richtsjahr sechs Mal zusammen. Er liess sich 
durch die Architekten über den Baufortschritt 
und die Einhaltung der Kosten unterrichten 
und genehmigte verschiedene, von den Nut-
zern beantragte Projektänderungen.

Im September 2009 führte die Region Ost-
schweiz eine Informationsveranstaltung in 
Aarberg durch. Besonderes Augenmerk galt 
dabei der Situation der Mitarbeitenden. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat Interesse dar-
an, möglichst viele Personen auch in St. Gal-
len weiterzubeschäftigen und die Fluktuati-
onsrate trotz dem Umzug niedrig zu halten. 
Ende des Jahres hat das Bundesverwaltungs-
gericht mit der Region Ostschweiz eine Ver-
einbarung über die Zusammenarbeit im Be-
reich der Unterstützung der Mitarbeitenden 
im Zusammenhang mit dem Wechsel nach 
St. Gallen abgeschlossen. Ebenfalls geregelt 
wurden die Kommunikationsmassnahmen ge-
gen innen und aussen.
	 Am 21. Dezember 2009 hat eine Delegation 
der Finanzkommission des Ständerats eine 
Besichtigung der Baustelle vorgenommen. 
Vertreten waren ebenfalls der Regierungsrat 
des Kantons St. Gallen und das Gerichtspräsi-
dium. Es wurde festgestellt, dass das Verfah-
ren der Planung und der Baubewilligung der 
Stadtvillen rechtlich korrekt abgelaufen ist. 
Bezüglich der Nähe der Stadtvillen zum Ge-
richtsgebäude und aus städtebaulichen Grün-
den ist die Situation jedoch unbefriedigend.
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Beschwerden 7993 8531 7887 7829 8891 6825 1340 1619 4371 586 544 352 30 49

Klagen 4 1 4 8 7 5 1 – 2 2 – – – 2

Andere Rechtsmittel 132 129 13 97 100 10 13 8 13 4 – 4 25 33

Revisionsgesuche usw. 232 254 74 207 211 70 23 106 68 8 2 4 – –

Total 8361 8915 7978 8141 9209 6910 1377 1733 4454 600 546 360 55 84

Art und Zahl der Geschäfte
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Nichteintreten:  
1733 / 18,8%

Abweisung: 
4454 / 48,4%

Gutheissung: 
600 / 6,5%

Teilgutheissung: 
546 / 5,9%

Abschreibung:  
1377 / 15,0%

Rückweisung: 
360 / 3,9%

Feststellung /Überweisung: 
139 / 1,5%

Art der Erledigung 2009

Total: 9209 / 100%
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8141 / 100%

Eingänge

Streitsachen nach Sprachen 2009

9209 / 100%

Erledigungen

Italienisch: 
680 / 8,0%

Italienisch: 
776 / 8,0%

Französisch: 
2480 / 31,0%

Französisch: 
2926 / 32,0%

Deutsch: 
4981 / 61,0%

Deutsch: 
5507 / 60,0%
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Total: 336 / 100%

Erledigung der weitergezogenen Verfahren:

Nichteintreten:  
99 / 29,5%

Abweisung: 
 157 / 46,7%

Abschreibung:  
21 / 6,2%

Rückweisung: 
1 / 0,3%

Gutheissung: 
42 / 12,5%

Teilgutheissung: 
14 / 4,2%

Überweisung: 
2 / 0,6%

1 Übertrag von 2008: 7978*
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Von den eidgenössischen  
Rekurskommissionen  
und departementalen  
Beschwerdediensten  

übernommene Verfahren  
1889 / 23,7%

beim BVGer  
eingegangene  

Verfahren ab 2007  
6089 / 76,3%

2 Erledigung 2009: 9209
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nicht ans BGer  
weiterziehbar 
6709 / 73,0%

ans BGer  
weiterziehbar 
2500 / 27,0%

davon ans BGer  
weitergezogen 

388 / 16,0%

* Die Differenz zu den übertragenen 
Verfahren gemäss Geschäftsbericht 2008  
ist durch spätere Änderungen bedingt  
(Verfahrenstrennungen, -vereinigungen usw.)
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Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

Eingänge, Erledigungen, Überträge
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* * * * ** *

* von den eidgenössischen Rekurs-
kommissionen und departementalen 
Beschwerdediensten übenommene 
Verfahren



82

b
is

 5
 T

a
g

e

6 
T

a
g

e
 b

is
1 

M
o

n
a

t

1 
b

is
 3

 
M

o
n

a
te

4 
b

is
 6

 
M

o
n

a
te

7 
b

is
 1

2 
M

o
n

a
te

1 
b

is
 2

 
Ja

h
re

m
e

h
r 

a
ls

  
2 

Ja
h

re

T
o

ta
l 

E
rl

e
d

ig
u

n
g

e
n 

20
09

Beschwerden 722 1866 1711 688 648 1311 1945 8891

Klagen 1 2 1 – 1 2 – 7

Andere Rechtsmittel 52 27 13 6 1 – 1 100

Revisionsgesuche usw. 19 82 66 11 7 3 23 211

Total 794 1977 1791 705 657 1316 1969 9209

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte

Erledigungen Übertragene Fälle
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Beschwerden 414 3335 448 3167

Klagen 181 418 162 289

Andere Rechtsmittel 34 797 234 921

Revisionsgesuche usw. 175 2306 387 2277

Dauer der Geschäfte
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6 Tage bis 1 Monat: 1977 / 21,5%

1 bis 3 Monate: 1791 / 19,4%

1 bis 2 Jahre: 1316 / 14,3%

7 bis 12 Monate: 657 / 7,1%

Total: 9209 / 100%

bis 5 Tage: 794 / 8,6%mehr als 2 Jahre: 1969 / 21,4%

4 bis 6 Monate: 705 / 7,7%
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Dauer der Geschäfte 
(nur Bundesverwaltungsgericht; Verfahrenseingang ab 1.1.2007, Sistierungen inklusive)

Dauer der Geschäfte
Mittlere  

Dauer
Maximale 

Dauer
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Beschwerden 7829 7458 722 1866 1711 688 648 1311 512 211 1055

Klagen 8 7 1 2 1 – 1 2 – 181 418

Andere Rechtsmittel 97 100 52 27 13 6 1 – 1 34 797

Revisionsgesuche usw. 207 191 19 82 66 11 7 3 3 69 961

Total 8141 7756 794 1977 1791 705 657 1316 516

Dauer der Geschäfte  
(von den eidgenössischen Rekurskommissionen und departementalen Beschwerdediensten  
übernommene Verfahren; Verfahrenseingang vor 1.1. 2007, Sistierungen inklusive)

Dauer der Geschäfte
Mittlere  
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Maximale 
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Beschwerden 1864 1433 319 474 361 279 1472 3335

Revisionsgesuche usw. 25 20 12 5 2 1 1189 2306

Total 1889 1453 331 479 363 280
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6 Tage bis 1 Monat: 1977 / 25,5%

1 bis 3 Monate: 1791 / 23,1%

4 bis 6 Monate: 705 / 9,1%

mehr als 2 Jahre: 516 / 6,6%

1 bis 2 Jahre: 1316 / 17,0%

Total: 7756 / 100%

bis 5 Tage: 794 / 10,2%

7 bis 12 Monate: 657 / 8,5%
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3 bis 4 Jahre: 479 / 32,9%

Total: 1453 / 100%

2 bis 3 Jahre: 331 / 22,8%mehr als 5 Jahre: 280 / 19,3%

4 bis 5 Jahre: 363 / 25,0%
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	 eingegangen vor: 

	 1 bis 2 Jahren:	2004

	 mehr als 2 Jahren:	1346

Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)
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Abteilung I 499 250 (50%) 249  (50%) 856 561 (66%) 295 (34%) 499 811 (163%)

Abteilung II 424 206 (49%) 218 (51%) 396 172 (43%) 224 (57%) 424 378 (89%)

Abteilung III 2529 976 (39%) 1553 (61%) 2820 1851 (66%) 969 (34%) 2529 2827 (112%)

Abteilung IV 2674 1879 (70%) 795 (30%) 2027 1135 (56%) 892 (44%) 2674 3014 (113%)

Abteilung V 2015 1270 (63%) 745 (37%) 1879 909 (48%) 970 (52%) 2015 2179 (108%)

Total 8141 4581 (56%) 3560 (44%) 7978 4628 (58%) 3350 (42%) 8141 9209 (113%)
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Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Total

Erledigung Überträge  
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)

8141 / 100% 7978 / 100%

erledigt:  
4581 / 56%

Eingänge:  
8141

Übertrag 
auf 2010:  
3560 / 44%

erledigt:  
4628 / 58%

Erledigungen:  
9209

Übertrag 
auf 2010:  
3350 / 42%
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Einzelrichter-
entscheide

Zirkulationsweg Sitzungen
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Beschwerden 5086 3569 224 3793 10 2 12

Klagen 4 2 1 3 – – –

Andere Rechtsmittel 83 16 1 17 – – –

Revisionsgesuche usw. 131 80 – 80 – – –

Total 53041 3667 226 3893 10 2 12

Art der Erledigung

1 Darin enthalten sind 2004 Einzelrichterentscheide mit Zustimmung eines Zweitrichters nach Art. 111 Bst. e AsylG.

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)
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Einzelrichterentscheide1: 5304 / 57,6%

Zirkulationsweg: 3893 / 42,3%

Sitzungen: 12 / 0,1%

Total: 9209 / 100%
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3 Richter: 3667 / 94,2%

davon:

5 Richter: 226 / 5,8%
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Beschwerden 845 490 793 542

Klagen 4 1 4 1

Andere Rechtsmittel 7 8 14 1

Total 856 499 811 544

Abteilung II
Beschwerden 396 411 371 436

Klagen – 7 3 4

Andere Rechtsmittel – 3 1 2

Revisionsgesuche usw. – 3 3 –

Total 396 424 378 442

Abteilung III
Beschwerden 2813 2512 2809 2516

Andere Rechtsmittel 5 6 9 2

Revisionsgesuche usw. 2 11 9 4

Total 2820 2529 2827 2522

Abteilung IV
Beschwerden 1993 2528 2863 1658

Andere Rechtsmittel – 44 41 3

Revisionsgesuche usw. 34 102 110 26

Total 2027 2674 3014 1687

Abteilung V
Beschwerden 1840 1888 2055 1673

Andere Rechtsmittel 1 36 35 2

Revisionsgesuche usw. 38 91 89 40

Total 1879 2015 2179 1715

Gesamttotal 7978 8141 9209 6910

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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Abteilung I:   499

Abteilung II:   424

Abteilung III: 2529

Abteilung IV: 2674

Abteilung V: 2015

Total: 8141

Eingang 2009
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Total: 9209

Erledigung 2009
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Total: 6910

Übertrag auf 2010
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Eingang Erledigung

Abteilung I 20
07

20
08

20
09

20
07

20
08

20
09

Beschwerden 611 736 490 618 697 793

Klagen 1 4 1 – 1 4

Andere Rechtsmittel 10 9 8 8 5 14

Revisionsgesuche usw. 4 3 – 3 4 –

Total 626 752 499 629 707 811

Abteilung II
Beschwerden 426 560 411 390 448 371

Klagen – – 7 1 – 3

Andere Rechtsmittel – 1 3 – 1 1

Revisionsgesuche usw. 2 1 3 1 2 3

Total 428 562 424 392 451 378

Abteilung III
Beschwerden 3494 2766 2512 2760 2891 2809

Andere Rechtsmittel 15 17 6 14 15 9

Revisionsgesuche usw. 9 13 11 8 14 9

Total 3518 2796 2529 2782 2920 2827

Abteilung IV
Beschwerden 2114 2183 2528 1993 2495 2863

Andere Rechtsmittel 58 49 44 56 53 41

Revisionsgesuche usw. 94 102 102 120 118 110

Total 2266 2334 2674 2169 2666 3014

Abteilung V
Beschwerden 1599 1749 1888 1439 2000 2055

Andere Rechtsmittel 42 56 36 44 55 35

Revisionsgesuche usw. 88 112 91 96 116 89

Total 1729 1917 2015 1579 2171 2179

Gesamttotal 8567 8361 8141 7551 8915 9209

 

1 exkl. 52 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme für die Abteilung III erledigt wurden.
2 inkl. 52 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme von der Abteilung II erledigt wurden.

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (3-Jahres-Vergleich)

1

2
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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613.10	Meinungs- und Informationsfreiheit, Medienfreiheit,
	 Petitionsrecht – – – – – –
614.00	Bürgerrecht, Ausländerrecht, Asylrecht 6294 – 74 204 – 6572
614.10	Bürgerrecht 84 – – – – 84
614.20	Ausländerrecht 1158 – 3 6 – 1167
614.40	Asylverfahren 4880 – 69 198 – 5147
614.60	Asyl verschiedenes 69 – 1 – – 70
614.70	Anerkennung der Staatenlosigkeit 6 – – – – 6
614.80	Ausweisschriften 97 – 1 – – 98
615.10	Staatshaftung (Bund) 16 1 – – – 17
617.00	Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse (Bund) 32 – 1 – – 33
621.00	Stiftungsaufsicht 3 – – – – 3
631.00	Strafprozess. Teilung eingezogener Vermögenswerte 
	 (TEVG) 1 – – – – 1
632.10	Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren des
	 Bundes 31 – 6 1 – 38
637.00	Amts- und Rechtshilfe 28 – – – – 28

Total Staat – Volk – Behörden 6405 1 81 205 – 6692

Schule – Wissenschaft – Kultur
639.99 Schule, Wissenschaft und Forschung 79 – – – – 79
643.99 Sprache, Kunst und Kultur 7 – – – – 7
646.00	Natur- und Heimatschutzrecht 6 – – – – 6

Total Schule – Wissenschaft – Kultur 92 – – – – 92

Landesverteidigung
Total 9 – – – – 9

Finanzen
660.00	Subventionen – – – – – –
661.00	Zölle 52 – – – – 52
662.00	Direkte Steuern 5 – – – – 5
663.00	Stempelabgaben 5 – – – – 5
664.00	Indirekte Steuern 144 – 2 – – 146
664.10	Warenumsatzssteuer – – – – – –
664.20	Mehrwertsteuer 121 – 2 – – 123
664.50	Schwerverkehrsabgabe 11 – – – – 11
664.70	Verschiedene indirekte Steuern 12 – – – – 12
665.00	Verrechnungssteuer 16 – – – – 16

Total Finanzen 222 – 2 – – 224

Öffentliche Werke – Energie – Verkehr
673.00	Enteignung 44 – 1 – – 45
674.00	Energie 5 – – – – 5
675.00	Strassenwesen 7 – – – – 7
676.00	Öffentliche Werke des Bundes und Verkehr 297 1 – – – 298
676.10	Eisenbahnen 33 – – – – 33
676.20	Nationalstrassen 15 – – – – 15
676.30	Luftfahrtanlagen 161 1 – – – 162
676.40	Elektrische Anlagen 79 – – – – 79
676.50	Übrige Anlagen 9 – – – – 9
677.00	Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) 24 – – – – 24
678.00	Post, Fernmeldewesen 36 – – – – 36
679.00	Radio und Fernsehen 40 – – – – 40

Total öffentliche Werke – Energie – Verkehr 453 1 1 – – 455
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679.90	Gesundheit 2 – – – – 2
680.00	Medizinalberufe 12 – – 1 – 13
680.40	Heilmittel 25 – – 1 – 26
680.50	Chemikalien 6 – – – – 6
681.00	Schutz des ökologischen Gleichgewichts 2 – – – – 2
682.00	Krankheits- und Unfallbekämpfung 3 – – – – 3
683.00	Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände 2 – – – – 2
684.00	Arbeit (öffentliches Recht) 48 – – – – 48
685.00	Sozialversicherung 1358 – 3 2 – 1363
685.01	Sozialversicherung AT 3 – – – – 3
685.10	Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 126 – – – – 126
685.30	Invalidenversicherung (IV) 1019 – 3 2 – 1024
685.50	Berufliche Vorsorge 108 – – – – 108
685.70	Krankenversicherung 50 – – – – 50
685.80	Unfallversicherung 37 – – – – 37
685.92	Erwerbsersatzordnung (EO) und 
	 Mutterschaftsversicherung – – – – – –
686.00	Familienzulagen (Landwirtschaft) – – – – – –
686.20	Arbeitslosenversicherung 15 – – – – 15
687.00	Wohnraum-, Wohnbau- und Eigentumsförderung 2 – – – – 2
688.00	Fürsorge 28 – – – – 28

Total Gesundheit – Arbeit – Soziale Sicherheit 1488 – 3 4 – 1495

Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit
690.00	Wirtschaft (öffentliches Recht) 23 2 – – – 25
692.00	Preisüberwachung – – – – – –
693.00	Landwirtschaft 25 – – 2 – 27
693.99	Forstwesen, Jagd und Fischerei – – – – – –
695.99	Handel, Kredit und Privatversicherung 50 – 1 – – 51
699.00	Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – – –

Total Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit 98 2 1 2 – 103

Diverse Rechtsgebiete
709.90	Familienrecht – – – – – –
713.10	Familienrecht. Adoptionsvermittlung – – – – – –
739.90	Obligationenrecht 8 – – – – 8
748.10	Revisionsaufsicht 8 – – – – 8
768.00	Handelsregister- und Firmenrecht – – – – – –
769.90	Geistiges Eigentum und Datenschutz 111 3 7 – – 121
770.00	Marken-, Design- und Sortenschutz 91 – – – – 91
771.00	Erfindungspatente 1 – – – – 1
772.00	Urheberrecht 2 – – – – 2
773.00	Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip 16 3 7 – – 26
776.00	Kartellrecht 1 – – – – 1
949.91	Bundesbeiträge für den Straf- und Massnahmenvollzug – – – – – –
990.00	Übriges (diverse Rechtsgebiete) 5 – 5 – – 10

Total diverse Rechtsgebiete 124 3 12 – – 139

Gesamttotal 8891 7 100 211 – 9209
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Vergleichstabelle: Kennzahlen des Bundesgerichts,  
Bundesstrafgerichts und Bundesverwaltungsgerichts

Mitglieder und Mitarbeitende  
(umgerechnet auf Vollzeitstellen) Bundesgericht Bundesstrafgericht1 Bundesverwaltungsgericht

Anzahl Richter/innen 38,00 15,60 64,65

Anzahl Gerichtsschreiber/innen 127,00 17,60 177,70

Anzahl übrige Mitarbeitende 152,40 17,10 99,60

Geschäftslast
Bestand am Anfang des Jahres 2284 190 7978

Anzahl Eingänge 7192 757 8141

Anzahl Erledigungen 7242 751 9209

Bestand am Ende des Jahres 2234 196 6910

Mittlere Dauer der Geschäfte (in Tagen) 131 – 405

Anzahl der mehr als zwei Jahre hängigen Geschäfte 6 1 1346

Q1: Prozentsatz der Erledigungen von im Jahr 2009  
	 eingegangenen Fällen 69% 75% 56%

Q2: Prozentsatz der aus den Vorjahren übertragenen  
	 und im Jahr 2009 erledigten Fälle 99% 98% 58%

Q3: Verhältnis Neueingänge zu Erledigungen 101% 99% 113%

Finanzen
Ausgaben 89 896 742 12 378 789 69 890 582

Einnahmen 16 286 872 1 049 021 3 702 272

Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben 18,1% 8,5% 5,3%

Ausgaben betreffend:

Besoldungen und Saläre
72 612 807

80,8%
8 546 833  

69,0%
56 451 376  

80,8%

Unentgeltliche Rechtspflege
632 343  

0,7%
1 886 285  

15,3%
53 179  

0,1%

Infrastruktur (Miete, Unterhalt)
8 009 624 

8,9%
822 970 

6,7%
5 047 492 

7,2%

Aufbau oder Einrichtung einer neuen Infrastruktur  
(Informatik)

1 350 656 
1,5%

– 
–

408 175 
0,6%

Informatik
3 206 861 

3,6%
413 713 

3,3%
4 543 709 

6,5%

Andere Ausgaben
4 084 451 

4,5%
708 987 

5,7%
3 386 653 

4,8%

1 ohne Untersuchungsrichter
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